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E D I T O R I A L
Datenerfassung und der Schutz von Daten sind der Schwerpunkt dieser  
Ausgabe. Bei der Planung für diese Ausgabe war mir gar nicht bewusst, wo es über-
all mögliche Probleme geben kann. Deshalb beschäftigt sich diese Ausgabe – an-
ders als sonst – nahezu ausschließlich mit diesem Thema. 

Ist Ihnen z. B. bewusst, welche Daten – auch ohne Ihr Wissen - von Schufa, Cre-
ditreform etc. erfasst und weitergegeben werden? Oder wie Institutionen 
wie Krankenkassen und Banken mit Daten umgehen? Welche Daten wie archi-
viert werden oder wie Sie Ihre Kundendaten vor Missbrauch durch Mitarbeiter  
schützen können?

Klaus Eppele ist unser aktueller Künstler. Ein Kurzporträt finden Sie auf Seite 31.

Ihre Dr. Maren Augustin, Chefredakteurin
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in Deutschland hatte in 2009 durch 
die Finanzkrise eine deutliche Nach-
fragesteigerung um 50 % im Mittel 
und 100 % in den Spitzen. (Bild von 
Google Trends für den Begriff „Insol-
venz“ in Deutschland).

Ich fände das charmant:

Mal etwas nicht verbieten und kon-
trollieren, sondern fruchtbar für alle 
nutzen. Marktwirtschaft funktioniert 
gesund, wenn alle dasselbe Recht 
und dieselbe Möglichkeit haben, auf 
dieses Wissen zuzugreifen. Gebt 
den Firmen eine Schnittstelle, mit der 
sie automatisch nach (Suchbegriff-)
Nachfrageveränderungen suchen 
können.

Google bietet eingeloggten Usern 
heute bereits an, einzelne Begrif-
fe mit fixen Skalierungen als Excelta-
bellen herunterladen. Danke Google. 
Trotzdem: Der potenzielle Wissens-
vorsprung bei systematischer Aus-
wertung ist derart gigantisch, das 
Missbrauchsrisiko ist so immens, dass 
hier eine gesetzliche Regelung sinn-
voll wäre. Diese Daten gehen uns al-
le an.

Was meinen Sie?

Neugierige Grüße,  
Ihr Harald Brennecke 
brennecke@brennecke-partner.de

vor ich wirklich Angst habe, ist dass 
Google aufgrund des Wissensvor-
sprungs, was wir Menschen gerade 
wo und in welcher Form suchen, ge-
nau weiß, wie sich Märkte entwickeln. 
Grob und dennoch richtig formu-
liert: Google kann sich damit die Welt  
kaufen.

Anstatt nun darüber zu lamentie-
ren, dass dieses Wissen in der Welt 
ist, und darüber zu philosophieren, 
wie man dieses Wissen kontrollie-
ren kann, so dass nicht ein einzelnes 
Unternehmen Vorteile aus diesem 
Wissen ziehen kann, hier ein radikal 
anderer Vorschlag:

Wie wäre es, wenn jedes Unterneh-
men, jeder Unternehmer und jeder 
Anbieter uneingeschränkten Zugriff 
darauf hätte, welche Suchbegriffe ge-
rade wo und wie häufig eingegeben 
werden, und wie sich die Nachfra-
ge nach bestimmten Suchbegriffen 
verändert? Jeder Anbieter könnte 
die Bedürfnisse der Nachfrageseite 
wesentlich besser erfassen. Wir hät-
ten damit die Möglichkeit, die Pro-
duktion genauer auf Bedürfnisse der  
Menschen abzustimmen und An-
gebote von richtigen Dingen am fal-
schen Ort deutlich zu verringern.

Eine grobe Vorstellung, wie so  
etwas aussehen könnte, gibt Google 
mit dem Tool „Trends“. Hier werden 
Suchbegriffe nach Häufigkeit ange-
zeigt.

Die Nennung des Begriffs „Insolvenz“ 

Wer heute genau weiß, wie sich 
die Märkte entwickeln und wo 
Nachfrage nach welchen Pro-
dukten besteht, hat einen gro-
ßen Marktvorteil gegenüber 
der Konkurrenz. Wer früher 
als andere weiß, wie eine Börse 
auf der anderen Seite der Welt 
agiert, kann aus diesen Wissens-
vorsprung  Millionen machen.

Die Infrastruktur zur Abwicklung von 
Börsengeschäften wird inzwischen 
technisch so optimiert, dass die Aus-
wahl eines Rechenzentrums nach der 
optimal kurzen Laufzeit der Daten-
leitungen zwischen den Börsen ge-
wählt wird: Hier zählen Mikrosekun-
den. Dasselbe Prinzip betrifft uns alle 
in unserem Alltag. Das Wissen über  
unsere Wünsche, unsere Sorgen, 
unsere Bedürfnisse und Interessen, 
ist Milliarden wert.

Inzwischen gibt es jemanden, der all 
das ganz genau weiß, genauer als je-
der andere. Wir offenbaren unse-
re Gedanken, unsere Fragen, unsere 
Bedürfnisse täglich in Suchmaschinen 
ein – milliardenfach. Dieses Wissen 
wird gesammelt, aufbereitet, analy-
siert.

Jede Eingabe in eine Suchmaschi-
ne, jeder Klick auf einen bestimm-
ten angezeigten Eintrag dazu, jeder 
Chat offenbart, was uns gerade be-
schäftigt. Selbst wenn dies nicht für 
eine einzelne Person gesammelt wird, 
sondern nur Personengruppen, bei-
spielsweise aus einem Einzugsbe-
reich eines Internetknotens, zusam-
mengefasst werden, ist das so genau, 
dass Google besser als jede staatli-
che ärztliche Einrichtung feststellen 
kann, in welchem Ortsteil einer Stadt 
gerade eine Grippeepidemie be-
ginnt.

Dass Google mit der Anzeige von 
Werbung neben Sucheinträgen Mil-
liarden scheffelt, sei gegönnt. Wo-

SCHLAGLICHT

Wissen ist Macht. 
Marktwissen ist Marktmacht.
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nehmern. Maßgebend ist hier der 
Bezug zum konkreten Arbeitsver-
hältnis. So sind eventuelle Vorstra-
fen nur relevant, wenn sie Bezug zu 
der vom Arbeitnehmer zu überneh-
menden Tätigkeit haben. Gleiches 
gilt für die Nachfrage nach gesund-
heitlichen Handicaps. Das zuletzt be-
zogene Gehalt hat den Arbeitgeber 
nur dann zu interessieren, wenn die 
Information für die Einstellungsent-
scheidung bzw. die auszuhandeln-
den vertraglichen Konditionen von 
Belang ist. Private Telefonnummern 
der Mitarbeiter sind in der Regel für 
das Arbeitsverhältnis nicht relevant 
und daher nur in solchen Fällen zu 
speichern, in denen dienstliche Inte-
ressen bestehen, z. B. bei Rufbereit-
schaft. Unzulässig ist die Erhebung 
oder Verwendung von Daten, die zu 
einer nach dem Allgemeinen Gleich-
behandlungsgesetz untersagten Dis-
kriminierung führen würde. Da die 
Schwangerschaft einer Bewerbe-
rin bei der Einstellungsentscheidung 
wegen der damit verbundenen un-
zulässigen geschlechtsbezogenen 
Diskriminierung keine Rolle spie-
len darf, ist auch das Erheben des 
Datums vor Abschluss des Arbeits-
vertrages unzulässig. Gleiches muss 
für die Ableistung der Wehrpflicht 
gelten. In jedem Falle hat der Arbeit-
geber kein berechtigtes Interesse zu 
erfahren, ob der Bewerber Wehr- 
oder Ersatzdienst geleistet hat. Auf-
grund des Diskriminierungsverbots 
ist auch die Frage nach der Zugehö-
rigkeit zu einer Gewerkschaft oder 
das Verlangen nach Bekanntgabe 
der Namen von Betriebsangehöri-
gen Gewerkschaftsmitgliedern zum 
Nachweis des Zugangsrechts der Ge-
werkschaft unzulässig.

Erhoben werden dürfen Daten über 
Tatsachen, die die Verwirklichung 
des Vertragszwecks gefährden könn-

Erhebung, Verarbeitung oder Nut-
zung nicht überwiegen, insbeson-
dere dürfen Art und Ausmaß der 
Datenerhebung im Hinblick auf den 
Anlass nicht unverhältnismäßig sein.

Bei der Beurteilung der Zulässig-
keit von Datenerhebungen ist auf 
zwei Tatbestandsmerkmale abzu-
stellen: Verwendungszweck und  
Erforderlichkeit.

Zur Durchführung des Arbeitsver-
hältnisses bestimmt sind beispiels-
weise Daten, die der Arbeitgeber 
zur Erfüllung seiner Pflichten, aber 
auch zur Wahrnehmung seiner Rech-
te gegenüber dem Arbeitnehmer 
vernünftigerweise benötigt. Gestat-
tet sind auch Maßnahmen zur Kont-
rolle, ob der Arbeitnehmer den ge-
schuldeten Pflichten nachkommt. So 
darf der Arbeitgeber neben den 
Daten über die Person des Betrof-
fenen (Name, Alter, Beruf etc.) auch 
solche über dessen Qualifikation 
und Einsatzfähigkeit speichern und 
nutzen. Es dürfen alle Stammdaten 
gespeichert werden, die für den zu-
künftigen Verlauf des Arbeitsver-
hältnisses von Bedeutung werden 
können (z. B. auch Familienstand für 
künftig notwendige Sozialauswahl).

Erforderlich sind Datenerhebungen, 
die für das Arbeitsverhältnis als ge-
boten und nicht nur als „nützlich“ 
zu bewerten sind. Diese Vorausset-
zung ist nicht erfüllt, wenn von meh-
reren gleichermaßen wirksamen 
Maßnahmen die den Arbeitnehmer 
stärker belastende gewählt wird. 
Auch insoweit gilt das Gebot der  
Datensparsamkeit.

Immer wieder diskutiert wird das 
als „Fragerecht“ bezeichnete Daten-
erhebungsrecht des Arbeitgebers 
gegenüber Bewerbern und Arbeit-

Der Arbeitgeber bestimmt die kon-
krete Ausgestaltung des Arbeitsver-
trags und legt die Arbeitsbedingun-
gen fest. Der Arbeitnehmer kann 
sich diesen Vorgaben in der Regel 
nicht entziehen. Diese Gegebenhei-
ten müssen insbesondere in einem 
sensiblen Bereich wie dem Daten-
schutzrecht berücksichtigt werden. 
Das Recht des Arbeitnehmers, selbst 
darüber zu bestimmen, ob und wel-
che seiner persönlichen Daten er 
anderen anvertraut, trifft auf das 
Weisungsrecht des Arbeitgebers. 
Der Arbeitnehmerdatenschutz ver-
sucht einen Ausgleich zwischen die-
sen unterschiedlichen Interessen zu 
finden. Letztendlich geht es um die 
Frage, welche Eingriffe des Arbeit-
gebers in das informationelle Selbst-
bestimmungsrecht und das Persön-
lichkeitsrecht des Arbeitnehmers 
zulässig sind.

Derzeit dürfen personenbezogene 
Daten eines Beschäftigten für Zwe-
cke des Beschäftigungsverhältnisses 
erhoben, verarbeitet oder genutzt 
werden, wenn dies für die Entschei-
dung über die Begründung eines Be-
schäftigungsverhältnisses oder nach 
Begründung des Beschäftigungsver-
hältnisses für dessen Durchführung 
oder Beendigung erforderlich ist.

Zur Aufdeckung von Straftaten dür-
fen personenbezogene Daten eines 
Beschäftigten nur dann erhoben, 
verarbeitet oder genutzt werden, 
wenn zu dokumentierende tatsäch-
liche Anhaltspunkte den Verdacht 
begründen, dass der Betroffene im 
Beschäftigungsverhältnis eine Straf-
tat begangen hat. Die Erhebung, Ver-
arbeitung oder Nutzung der Daten 
muss zur Aufdeckung der Straf-
tat erforderlich sein. Dabei darf das 
schutzwürdige Interesse des Be-
schäftigten an dem Ausschluss der 

Im Urwald der Datenschutzregelungen: 
Was darf der Arbeitgeber?

Ein Arbeitnehmer ist besonders schutzbedürftig. Dies ergibt sich aus den Besonderheiten des  
Arbeitsverhältnisses: Zwar stehen sich Arbeitgeber und Arbeitnehmer nach allgemeinem Verständnis 
als gleichwertige Partner gegenüber. Die Praxis zeigt jedoch, dass der Arbeitgeber zumeist wirtschaft-
lich und strukturell überlegen ist.

Recht für Unternehmer
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darf die Maßnahme der Einwilligung 
des Betroffenen. Bei der Abbildung 
von Mitarbeitern ist im Hinblick auf 
ihr Recht am eigenen Bild generell 
eine Einwilligung erforderlich. In je-
dem Fall sollte eine Interessenabwä-
gung hinsichtlich der gegenseitigen 
Rechte und Pflichten der Parteien er-
folgen.

Ausblick:
Die Bundesregierung hat die Arbeit 
an einem seit Jahrzehnten geforder-
ten umfassenden Arbeitnehmer-
datenschutzgesetz wieder aufge-
nommen. Mit dem Entwurf über ein 
Gesetz zur Regelung des Beschäftig-
tendatenschutzes sollen Lücken im 
geltenden Recht geschlossen wer-
den. Einen Überblick über die gel-
tenden und geplanten gesetzlichen 
Bestimmungen finden Sie in dem 
Aufsatz von Rechtsanwalt Lattreu-
ter auf den folgenden Seiten dieser  
Ausgabe.

Rechtsanwältin Dr. Maren Augustin, 
Fachanwältin für Insolvenzrecht, 
Hamburg. 
Rechtsanwältin Dr. Augustin ist 
Partnerin der überörtlichen Rechts-
anwaltskanzlei Brennecke & Partner 
Mail: augustin@brennecke-partner.de

Ann Sohns, wissenschaftliche  
Mitarbeiterin, Hamburg

Aber Vorsicht: Gestattet der Arbeit-
geber die Nutzung der betrieblichen 
Telekommunikation (Telefon, Email, 
Internet) auch für private Zwecke, 
unterliegt er insoweit den bereichs-
spezifischen Datenschutzregelungen 
des Telekommunikationsgesetztes 
bzw. des Telemediengesetzes (ins-
besondere Fernmeldegeheimnis).

Bei der Videoüberwachung von 
Arbeitnehmern ist das Kontrollinter-
esse des Arbeitgebers mit dem Per-
sönlichkeitsrechtsschutz des Arbeit-
nehmers abzuwägen. Eine heimliche 
Überwachung ist jedenfalls nur zur 
Aufdeckung von Straftaten gerecht-
fertigt.

Eine besondere Problematik ergibt 
sich durch das Einstellen von Perso-
naldaten in das Internet. Trotz der 
grundsätzlichen Vertraulichkeit von 
Personaldaten ist die Veröffentli-
chung von Mitarbeiterdaten in her-
kömmlicher Form (Briefbögen, Pros-
pekten, (Vorlesungs-)Verzeichnissen, 
Werkszeitungen etc.) zulässig, wenn 
dies in der Zweckbestimmung des 
Arbeitsverhältnisses liegt oder infol-
ge gesetzlicher Publikationspflicht (z. 
B. Geschäftsführer einer GmbH) er-
forderlich ist. Ansonsten wird die Er-
forderlichkeit einer weltweiten Ver-
breitung der Daten an jedermann 
selten zu begründen sein. Dann be-

ten, also auch tatsächliche oder ver-
meintliche Verletzungen der dem 
Vertragspartner obliegenden Ver-
pflichtungen. So entspricht es z. B. 
dem berechtigten Interesse des 
Arbeitgebers, durch Erhebung von 
Daten über Krankentage festzustel-
len, inwieweit das Austauschverhält-
nis zwischen Arbeitsleistung gegen 
Lohnzahlung durch Krankheits- und 
Fehlzeiten gestört ist. Die erheblich 
intensiver in die Rechte des Arbeit-
nehmers eingreifende Krankenkon-
trolle, die ggf. unter Einsatz von De-
tektiven erfolgt, ist erst dann zulässig, 
wenn ein konkreter Verdacht für un-
berechtigtes Fehlen besteht.

In der Praxis bedeutsam ist auch 
die Frage, in welchem Umfang der 
Arbeitgeber das Arbeitsverhalten 
der Beschäftigten beim Einsatz von 
Medien am Arbeitsplatz kontrollie-
ren darf. Bei der Telefondatenerfas-
sung ist die Kosten- und Wirtschaft-
lichkeitskontrolle und der Schutz vor 
Missbrauch (z. B. unerlaubtes Führen 
von Privatgesprächen) als legitime 
Zweckbestimmung anerkannt. Eine 
darüber hinausgehende Zusammen-
führung der Daten zu „Profilen des 
Arbeitsverhaltens“ ist jedoch unzuläs-
sig. Die Kontrolle des dienstlichen E-
Mail-Verkehrs, der grundsätzlich wie 
dienstlicher Briefverkehr behandelt 
werden kann, ist ebenfalls zulässig. 

Recht für Unternehmer
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te Gesundheitszustände beziehen, 
müssen zukünftig ausgeschlossen 
sein. Es sollen praxisgerechte Rege-
lungen für Bewerber und Arbeit-
nehmer geschaffen und gleichzeitig 
Arbeitgebern eine verlässliche Rege-
lung für den Kampf gegen Korrup-
tion an die Hand gegeben werden. 
Hierzu werden wir den Arbeitneh-
merdatenschutz in einem eigenen 
Kapitel im Bundesdatenschutzgesetz  
ausgestalten.“

Aufgrund dieser Regelung im Koali-
tionsvertrag hat das zuständige Bun-
desministerium der Justiz am 31. März 
2010 einen entsprechenden Entwurf 
für eine gesetzliche Verankerung 
des Arbeitnehmerdatenschutzes im 
BDSG vorgelegt, welches schließlich 
am 25.08.2010 vom Bundeskabinett 
beschlossen wurde und seit dem auf 
das entsprechende Gesetzgebungs-
verfahren wartet. Wann mit dem Sel-
bigen zu rechnen ist, steht derzeit 
noch in den Sternen. Beobachter er-
warten jedoch dessen Inkrafttreten 
nicht vor Mitte / Ende 2012.

Im Einzelnen sollen folgende Arbeit-
geberpflichten eingeführt werden:

1. Der Beschäftigte ist auf sein Verlan-
gen über den Inhalt einer bei einem 
Dritten über ihn eingeholten Aus-
kunft zu unterrichten.

2. Dem Beschäftigten ist das Ergebnis 
einer ärztlichen Untersuchung oder 
Prüfung mitzuteilen.

3. Dem Beschäftigten ist das Ergebnis 

mitzuhören oder den Arbeitneh-
mer durch Videoüberwachung am  
Arbeitsplatz zu überwachen.

Üblicherweise werden datenschutz-
rechtlich relevante Sachverhalte, z. 
B. Videoüberwachung am Arbeits-
platz bei Verdachtsfällen von Strafta-
ten, Nutzung von Internet und Emails 
am Arbeitsplatz, Verwendung der 
Daten von Zeiterfassungssystemen 
und elektronischen Zutrittskontrol-
len heute in größeren Unternehmen 
einvernehmlich zwischen Betriebs-
rat und Unternehmensführung im 
Wege von Betriebsvereinbarungen 
einvernehmlich geregelt. Sollte kein 
Betriebsrat vorhanden sein, so emp-
fehlen sich entsprechende Regelun-
gen im Arbeitsvertrag.

Welche Veränderungen im Arbeit-
nehmerdatenschutz sind in der Zu-
kunft zu erwarten?

In der Koalitionsvereinbarung der 
derzeit regierenden CDU/CSU/FDP-
Regierung vom 26.10.2009 heißt es 
dazu:

„Wir setzen uns für eine Verbesserung 
des Arbeitnehmerdatenschutzes ein 
und wollen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter vor Bespitzelungen an 
ihrem Arbeitsplatz wirksam schützen. 
Es dürfen nur solche Daten verarbei-
tet werden, die für das Arbeitsver-
hältnis erforderlich sind. Datenver-
arbeitungen, die sich beispielsweise 
auf für das Arbeitsverhältnis nicht 
relevantes außerdienstliches Ver-
halten oder auf nicht dienstrelevan-

Aufgrund dieser Affären ist der all-
gemeine Datenschutz bei Arbeitneh-
mern durch den § 32 BDSG gesetz-
lich verstärkt worden, der in seinem 
wichtigen Absatz 1 folgendes gesetz-
lich regelt:

Personenbezogene Daten eines Be-
schäftigten dürfen für Zwecke des 
Beschäftigungsverhältnisses erho-
ben, verarbeitet oder genutzt wer-
den, wenn dies für die Entscheidung 
über die Begründung eines Be-
schäftigungsverhältnisses oder nach 
Begründung des Beschäftigungs-
verhältnisses für dessen Durchfüh-
rung oder Beendigung erforderlich 
ist. Zur Aufdeckung von Straftaten 
dürfen personenbezogene Daten 
eines Beschäftigten nur dann erho-
ben, verarbeitet oder genutzt wer-
den, wenn zu dokumentierende 
tatsächliche Anhaltspunkte den Ver-
dacht begründen, dass der Betrof-
fene im Beschäftigungsverhältnis 
eine Straftat begangen hat, die Erhe-
bung, Verarbeitung oder Nutzung 
zur Aufdeckung erforderlich ist und 
das schutzwürdige Interesse des Be-
schäftigten an dem Ausschluss der 
Erhebung, Verarbeitung oder Nut-
zung nicht überwiegt, insbesondere 
Art und Ausmaß im Hinblick auf den 
Anlass nicht unverhältnismäßig sind.

Durch Grundsatzurteile des Bundes-
verfassungsgerichtes und des zustän-
digen Bundesarbeitsgerichtes ist es 
inzwischen unstrittig, dass es arbeit-
geberseitig nur in sehr engen Gren-
zen erlaubt ist, Telefongespräche 
oder nicht-öffentliche Gespräche 

Trotz großer praktischer Bedeutung des Arbeitnehmerdatenschutzes war dieser in Deutschland bis 
2009 nicht ausdrücklich geregelt. Vielmehr griff die Rechtsprechung auf die allgemeinen Regelungen 
des Datenschutzgesetztes (BDSG) zurück. Erst durch Datenschutzaffären des Lebensmittelkonzerns 
Lidl, der Deutschen Bahn und der Deutschen Telekom rückte der Arbeitnehmerdatenschutz wieder 
in den Fokus der öffentlichen Wahrnehmung. Alle drei Unternehmen waren 2008/2009 in die Schlag-
zeilen geraten, weil sie systematisch Mitarbeiter bespitzelten und Details aus deren Privatleben proto-
kollieren ließen. Im Wege dieser Affären verlor sowohl der damalige Bahn-Chef Hartmut Mehdorn als 
auch der Deutschlandchef von Lidl Frank-Michael Mros ihre Jobs.

Arbeitnehmerdatenschutz –
aktuelle Rechtslage und  
Ausblick in die Zukunft.
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von Inhalten der Nutzung von Tele-
fondiensten zu informieren.

17. Der Arbeitgeber hat den Beschäf-
tigten über die Erhebung, Verarbei-
tung und Nutzung von Inhaltsdaten 
nach Satz 2 zu unterrichten.

18. Der Arbeitgeber hat Dritten, an 
die er Beschäftigtendaten übermit-
telt hat, die Änderung, Löschung 
oder Sperrung dieser Daten unver-
züglich mitzuteilen, es sei denn, dass 
die Mitteilung zur Wahrung schutz-
würdiger Interessen der Beschäftig-
ten nicht erforderlich ist.

Abschließend sei der Hinweis er-
laubt, dass schon heute etliche die-
ser Arbeitergeberpflichten zu erfül-
len sind.

Rechtsanwalt Christoph Lattreuter, 
Berlin

Rechtsanwalt Lattreuter ist Partner 
der überörtlichen Rechtsanwalts-
kanzlei Brennecke & Partner.

Mail:  
lattreuter@brennecke-partner.de

eines Eignungstests mitzuteilen.

4. Dokumentationspflicht des Arbeit-
gebers bei einem automatisierten 
Datenabgleich.

5. Unterrichtungspflicht des Arbeit-
gebers bei einem automatisierten 
Datenabgleich.

6. Hinweispflicht des Arbeitgebers 
auf die Zweckbindung übermittelter 
Daten gegenüber dem Datenemp-
fänger.

7. Der Arbeitgeber hat die einen Ver-
dacht begründenden Tatsachen zu 
dokumentieren.

8. Der Arbeitgeber hat die näheren 
Umstände der Datenerhebung zu 
dokumentieren.

9. Unterrichtungspflicht des Arbeit-
gebers über die Datenerhebung, 

-verarbeitung oder -nutzung.

10. Der Grund der Speicherung und 
die Löschung sind zu dokumentieren.

11. Der Arbeitgeber hat den Um-
stand einer Videobeobachtung 

Recht für Unternehmer

durch geeignete Maßnahmen  
kenntlich zu machen.

12. Benachrichtigungspflicht des 
Arbeitgebers bei einer offenen Vi-
deoüberwachung

13. Der Arbeitgeber hat dem Be-
schäftigten den Einsatz eines Or-
tungssystems durch geeignete Maß-
nahmen erkennbar zu machen.

14. Der Arbeitgeber hat den Be-
schäftigten beim Einsatz eines Or-
tungssystems über den Umfang der 
Aufzeichnungen und deren regelmä-
ßige oder im Einzelfall vorgesehene  
Auswertung zu informieren.

15. Der Arbeitgeber hat den Beschäf-
tigten und seine Kommunikations-
partner im konkreten Einzelfall vor-
her darüber zu informieren, ob er 
Inhalte einer ausschließlich zu beruf-
lichen oder dienstlichen Zwecken er-
laubten Nutzung von Telefondiens-
ten erhebt, verarbeitet oder nutzt.

16. Der Arbeitgeber hat den Beschäf-
tigten und seine Kommunikations-
partner über die Möglichkeit der Er-
hebung, Verarbeitung und Nutzung 
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Der Berater der Bank erfragt nicht 
nur eine Vielzahl von Kundendaten, 
sondern versucht sich auch ein Bild 
über die Erfahrungen und Kenntnis-
se des Kunden, seine Vorstellungen, 
Einstellungen und Wünsche zu ver-
schaffen. Beim Kunden bleibt der 
Eindruck hängen, jetzt gläsern für die 
Bank geworden zu sein und er geht 
eher mit einem unguten Gefühl aus 
dem für ihn so wichtigen Gespräch 
hinaus. Muss das so sein? Wenn es 
um Kundendaten im Bankgeschäft 
geht, muss man die unterschiedlichen 
Motive der handelnden Akteure ein-
mal genauer betrachten.

Im Mittelpunkt steht der Kunde. Es 
liegt in der deutschen Mentalität, so 
wenig wie möglich über sich preis-
geben zu wollen. Auch wenn im Be-
reich der Jüngeren durch die digita-
len Netzwerke häufig der Eindruck 
entsteht, dass sich die Gesellschaft 
öffnet, so wird doch in einigen Berei-
chen des täglichen Lebens weiterhin 
Verschwiegenheit geübt. Einen voll-
umfänglichen Überblick haben in 
der Regel nur Familienmitglieder und 
beste Freunde, für Teilbereiche eher 
Spezialisten wie Steuerberater oder 
der Hausarzt.

Dem Kunden gegenüber steht die 
Bank. Das Sammeln von Daten hat 
mehrere Gründe: Viele Informatio-
nen sind unerlässlich, um eine ziel-
gerichtete Problemlösung für den 
Kunden erarbeiten zu können. Und 
sicherlich ist auch der Wunsch vor-
handen, dem Kunden in zukünftigen 
weiteren Problemstellungen mit an-
deren Lösungen des Finanzinstituts 
helfend zur Seite stehen zu können 
(Cross-Selling). Viele Daten werden 
häufig nicht aktuell benötigt, aber 
wer freut sich nicht über Glückwün-
sche zum Geburtstag, ein kleines Prä-
sent zu besonderen Anlässen oder 
eine Einladung zu einem Event?

Auch gilt es, die gesetzlichen Bestim-
mungen einzuhalten. Einerseits soll 
der Kunde geschützt werden, indem 
er immer individuellere, auf seine Be-
dürfnisse zugeschnittene Vorschläge 
seiner Bank erhält (so muss die Be-
ratung des Kunden und der Weg zu 
einem empfohlenen Anlageprodukt 
dokumentiert werden und in einem 
Protokoll mit einem umfassenden 

Überblick über die finanziellen Ver-
hältnisse des Kunden zusammen-
gefasst werden). Anderseits müssen 
auch Daten erhoben werden, die der 
Staat unter anderem zur Verhinde-
rung von Missbrauch staatlicher Leis-
tungen (Steuer-ID beim Freistellungs-
auftrag; Meldung der Ausnutzung 
des Freibetrages) benötigt oder zur 
Verfolgung von möglichen Straftaten 
(Geldwäschegesetz). Darüber hinaus 
gilt es aber auch Anforderungen an-
deren Drittstaaten gerecht zu wer-
den (Doppelbesteuerungsabkom-
men z. B. mit den USA).

Schlussendlich entscheidet der Kun-

de, was er (außer den gesetzlich ge-
forderten Daten) von sich preisge-
ben möchte, jedoch muss er sich 
bewusst sein, dass weniger nicht un-
bedingt besser ist. Aufseiten der 
Bank gilt es besonders verantwor-
tungsvoll mit den Daten umzugehen 
und diese nicht nur die Vertriebsma-
schinerie anzuwerfen. Aber auch der 
Staat sollte sich bei all seinen Bemü-

hungen im Klaren sein, dass die Bür-
ger immer noch frei bestimmende 
Individuen sind.

Dirk Wittich, Die Max Heinr. Sutor 
oHG 
Mail: dirk.wittich@sutorbank.de 
 
Die Max Heinr. Sutor oHG ist als 
inhabergeführte Privatbank in Ham-
burg spezialisiert auf die Anlage in 
Wertpapieren und wurde 2009 und 
2010 für ihre Vermögensverwaltung 
als „herausragend“ von FocusMoney 
und n-tv ausgezeichnet.

Kundendaten im Bankgeschäft- 
weshalb, warum, wofür?
Montagmorgen, 10:30 Uhr, erneut ein Termin bei der Hausbank. Gespräch mit dem Anlageberater, 
Thema: ein unverhoffter Geldsegen aus einer Erbschaft. Was tun mit dem Geld? Wie kann man sicher, 
liquide und gewinnbringend anlegen? 

Recht für UnternehmerRecht für Unternehmer
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ser Daten von ihren Mitgliedern, ins-
besondere den Banken und anderen 
Vertragspartnern, die sich bei der 
Anbahnung von Vertragsverhältnis-
sen oder im Vertrag selbst durch den 
Kunden die schriftliche Einwilligung 
zur Weitergabe und Speicherung 
der Daten erteilen lassen. Aber auch 
die anderen Auskunfteien lassen sich 
die Zahlungserfahrungen ihrer Mit-
glieder melden, die Creditreform 
nennt das bei sich den ZaC-Daten-
pool. Andere Daten lassen sich aus 
den öffentlichen Schuldnerverzeich-
nissen der Amtsgerichte, den Insol-
venzbekanntmachungen, dem Han-
delsregister etc. entnehmen. 

Unter Verwendung der gespeicher-
ten Daten erstellen die Auskunftei-
en sodann Wahrscheinlichkeitspro-
gnosen für das zukünftige Verhalten 
der Betroffenen hinsichtlich der Kre-
ditwürdigkeit, Vertragstreue u.a (sog. 

„Scoring“). Die Berechnung dieser 
Wahrscheinlichkeitswerte muss in 
einem wissenschaftlichen mathema-
tisch-statistischen Verfahren erfol-
gen sowie nachvollziehbar und allge-
mein verständlich sein.

Die Auskunfteien geben die gesam-
melten Informationen regelmäßig 
nur an ihre zahlenden Mitglieder 
heraus. Nicht jedes Mitglied erhält 
jedoch alle Auskünfte. Die SCHU-
FA unterscheidet z. B. „A-Vertrags-
partner“ (z. B. Banken, Kreditkarten-
unternehmen, Leasinggesellschaften), 
die bei Bedarf Auskunft über alle 
gespeicherten Daten erhalten, ein-
schließlich positiver Einträge über 
bestehende Verträge und negativer 
Einträge über nichtvertragsgemä-
ßes Verhalten und Zwangsvollstre-
ckungsmaßnahmen. Die „B-Vertrags-
partner“ (z. B. Versandhandels- oder 
Telekommunikationsunternehmen, 

Der Umgang mit personenbezoge-
nen Daten wird durch das Bundes-
datenschutzgesetz (BDSG) geregelt. 
Dieses hat in den letzten Jahren ei-
nige bedeutende Änderungen er-
fahren und seitdem die Stellung 
des Einzelnen gegenüber den Aus-
kunfteiunternehmen erheblich ge-
stärkt.

Zweck des BDSG ist es, den Einzelnen 
vor Beeinträchtigungen seines allge-
meinen Persönlichkeitsrechtes durch 
Dritte zu schützen. Deshalb ist die Er-
hebung, Verarbeitung und Nutzung 
von personenbezogenen Daten 
grundsätzlich verboten. Eine Aus-
nahme kommt nur dann in Betracht, 
wenn die Datenerhebung und -ver-
wendung gesetzlich vorgesehen ist 
oder der Betroffene einwilligt (Ver-
bot mit Erlaubnisvorbehalt). Auch in 
diesen Ausnahmefällen gilt aber die 
Maßgabe der Datenvermeidung: 
Datenverarbeitungssysteme sollen 
keine oder so wenig personenbezo-
gene Daten wie möglich verwenden 
und diese weitmöglichst anonymisie-
ren. In den Schutzbereich des BDSG 
fallen dabei u.a. Daten wie Namen, 
Telefonnummern, E-Mail-Adressen, 
IP-Adressen, Personalnummern, die 
Herkunft, die politische Meinung, re-
ligiöse Überzeugungen, die Gewerk-
schaftszugehörigkeit, die Gesundheit 
und das Sexualleben.

Die SCHUFA und andere Auskunf-
teien speichern neben Namen, Ge-
burtsdaten, gegenwärtigen und frü-
heren Anschriften auch Daten über 
die Aufnahme und vertragsgemä-
ße Abwicklung von Geschäftsbezie-
hungen (Positiveinträge) sowie Daten 
über nichtvertragsgemäßes Verhal-
ten und gerichtliche Vollstreckungs-
maßnahmen (Negativeinträge). Die 
SCHUFA erhält einen Großteil die-

Versicherungen, Makler) erhalten nur 
die Negativeinträge. Schließlich gibt 
es noch die „F-Vertragspartner“ (z. B. 
Inkassounternehmen), die nur Aus-
kunft über die gespeicherten Ad-
ressdaten erhalten. Voraussetzung 
für die Datenweitergabe von nicht 
aus öffentlichen Registern stammen-
den Daten ist die Einwilligung des Be-
troffenen.

Falls Sie sich also wundern, weshalb 
Ihr Kreditantrag abgelehnt wurde 
und woher die Bank von Ihren nicht 
bezahlten Handyrechnungen weiß: 
Im Regelfall hat sich die Bank im Kre-
ditantrag eine Datenabfrage bei 
der Schufa vorbehalten (sog. „Schu-
fa-Klausel“) und Sie haben mit Ihrer 
Unterschrift in die Datenübermitt-
lung eingewilligt.

Die SCHUFA und alle anderen Aus-
kunfteien sind verpflichtet, dem Be-
troffenen auf Antrag die über ihn 
gespeicherten Daten mindestens 
einmal jährlich unentgeltlich offen 
zu legen (sog. Eigenauskunft). Eini-
ge Auskunfteien haben zu diesem 
Zweck eigene Internetportale ein-
gerichtet, die Sie über die jeweili-
ge Homepage leicht finden können. 
Zusätzlich bietet die SCHUFA einen 
kostenpflichtigen Online-Zugang 
an, über den man für eine Einmal-
zahlung von derzeit 18,50 € unbe-
fristet Auskünfte abrufen kann. Um 
Missbrauch zu verhindern, sind Aus-
kunfteiunternehmen berechtigt, sich 
zuvor die Identität des Betroffenen 

– etwa durch Vorlage des  Personal-
ausweises – nachweisen zu lassen. 
Auskunfteiunternehmen sind ver-
pflichtet, dem Betroffenen gespei-
cherte Daten über seine Person, die 
Herkunft der Daten, die Empfänger 
und den Zweck der Speicherung of-
fen zu legen. Allerdings können Aus-

SCHUFA, Creditreform und Co. – 
Prüfen Sie ihre Daten!
Die Auskunfteien wie SCHUFA, Creditreform, Bürgel, Infoscore usw. speichern täglich Daten von uns 
und unseren Unternehmen, die  einen erheblichen Einfluss auf unsere Teilnahme am Wirtschaftsleben 
haben. Aufgrund der dortigen Einträge kommt es immer wieder zu überraschenden Ablehnungen bei 
Vertragsschlüssen, die in der einen oder anderen Situation auch schon mal peinlich sein können.

Recht für Unternehmer
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entnommen worden sind. In diesen 
Fällen kann der Betroffene aber eine 
Gegendarstellung abgeben, die den 
Daten bei der Übermittlung beige-
fügt werden muss. Die Auskunftei-
en sind bei diesen Vorgängen jedoch 
nicht besonders kooperativ und die 
Durchsetzung dieser Rechte gestal-
tet sich häufig zäh.

Personenbezogene Eintragungen 
verbleiben nicht auf ewig in den 
Sammlungen der Auskunfteien. Die 
Auskunfteiunternehmen müssen ge-
speicherte Daten löschen, sobald die 
Speicherung nicht mehr erforderlich 
ist oder sich herausstellt, dass die Er-
hebung und Speicherung nach dem 
BDSG unzulässig war. Die Erforder-
lichkeit entfällt z. B., wenn Sie Ihren 
Kredit vertragsgemäß zurückgezahlt 
haben. Der entsprechende Eintrag 
über die Begründung, Durchführung 
und Beendigung des Vertragsver-
hältnisses muss von den Auskunftei-
unternehmen auf Ihren Antrag hin 
spätestens drei Jahre nach Beendi-
gung des Vertrages entfernt werden. 
Unzulässigkeit liegt z. B. vor bei Infor-
mationen über rassische oder ethni-
sche Herkunft, politische Meinungen, 
religiöse Überzeugungen, strafba-

künfte über Herkunft und Empfänger 
verweigert werden, soweit das Inter-
esse an der Wahrung des Geschäfts-
geheimnisses das Informationsinte-
resse des Betroffenen überwiegt. 
Zusätzlich sind Auskunfteiunterneh-
men in Bezug auf das Scoringverfah-
ren gehalten, den Betroffenen die ak-
tuellen Wahrscheinlichkeitswerte für 
deren zukünftiges () verhalten mitzu-
teilen. Außerdem müssen Auskunf-
teien über die erfolgten Übermitt-
lungen der Werte der letzten zwölf 
Monate, deren Empfänger sowie die 
der Wertermittlung zugrunde geleg-
ten Daten und die Berechnungsme-
thode informieren.

Sind die Eintragungen zu Ihrer Per-
son unrichtig, besteht die Pflicht bei 
den Auskunfteien, unrichtige Einträ-
ge zu berichtigen. Weiter gibt das 
BDSG den Betroffenen das Recht, 
die Sperrung von Einträgen zu ver-
langen. Voraussetzung für die Sper-
rung ist lediglich, dass der Betroffene 
die Richtigkeit einer Eintragung be-
streitet und sich weder die Richtig-
keit noch die Unrichtigkeit der ein-
getragenen Tatsache feststellen lässt. 
Achtung: Dies gilt nicht für Daten, die 
aus allgemein zugänglichen Quellen 

re Handlungen oder Ordnungswid-
rigkeiten, den Gesundheitszustand 
oder das Sexualleben, deren Rich-
tigkeit nicht bewiesen werden kann, 
oder auch in Fällen, in denen die Ein-
willigung des Betroffenen fehlt.

Die gesetzlichen Rahmen für die Aus-
kunfteiunternehmen und Auskunfts- 
bzw. Löschungsansprüche für den 
Betroffenen schützen leider nicht 
vor Fehlern oder sogar Missbrauch. 
Wenn dem Betroffenen aus der un-
zulässigen oder unrichtigen Erhe-
bung, Verarbeitung oder Nutzung 
seiner personenbezogenen Daten 
ein Schaden entstanden ist, steht 
dem Geschädigten nach dem BDSG 
gegenüber der verantwortlichen 
Stelle ein Schadensersatzanspruch 
zu, soweit diese die nach den Um-
ständen des Falles gebotene Sorgfalt  
außer Acht gelassen hat.

Rechtsanwalt Andreas Albrecht, 
Fachanwalt für Steuerrecht 
Turnbull & Irrgang, Hamburg 
Mail: aa@turnbullirrgang.de

Ann Sohns, wissenschaftliche  
Mitarbeiterin, Hamburg

Recht für Unternehmer



Recht für Unternehmer

Mittelstand und Recht 2/2011 11

nehmen nur eine Berechtigung, 
dass ihnen rein dienstliche E-Mails 
zur Verfügung gestellt werden. Die-
se »Zurverfügungstellung« muss so 
gestaltet sein, dass die Beschäftigten 
hierüber vorab informiert sind.

Handlungsempfehlung
Die Argumente der zweiten Ansicht 
sind nicht von der Hand zu weisen. 
Ein Zugriff auf das E-Mail-Postfach 
könnte in der Tat dienstliche, aber  
gerade sensible E-Mails offenbaren.

Wenn überhaupt ist der Zugriff auf 
das E-Mail-Postfach daher so vorzu-
nehmen, dass nur die E-Mails geöff-
net und ausgedruckt werden, die 
klar erkennbaren dienstlichen Cha-
rakter haben und sich auf Projekte 
beziehen. Ist der Betreff nicht ein-
deutig bzw. ist klar, dass Partner der 
betrieblichen Kommunikation BR 
oder Betriebsarzt sind, ist die E-Mail 
keinesfalls zu öffnen. Bei dem Zugriff 
sollte ein Mitglied des BR sowie der 
Datenschutzbeauftragte hinzugezo-
gen werden.

Ferner ist es empfehlenswert, den 
Zugriff auf einer gesondert erstellten 
Sicherungskopie vorzunehmen, da-
mit sich der Administrator nicht spä-
ter einem Vorwurf einer Datenunter-
drückung ausgesetzt sieht.

Zugriff auf das persönliche 
Laufwerk von Mitarbeitern
Die Verarbeitung und Nutzung der 
auf persönlichen Laufwerken liegen-
den Dateien mit personenbezoge-
nen Daten ist grundsätzlich zulässig.

Die Verarbeitung und Nutzung per-
sonenbezogener Daten ist gestattet, 

resses erlaubt sein, wenn etwa ein 
begründeter Verdacht auf strafba-
re Handlungen besteht, E-Mails den 
Betriebsfrieden gefährden (etwa bei 
Mobbing) oder die Weitergabe von 
Betriebsgeheimnissen vermieden 
werden soll.

Da die E-Mail im Geschäftsverkehr 
immer häufiger den klassischen Ge-
schäftsbrief ersetzt, soll es den Unter-
nehmen gestattet sein, von ein- und 
ausgehenden E-Mails der Arbeitneh-
mer im gleichen Umfang Kenntnis zu 
nehmen, wie von deren dienstlichem 
postalischen Schriftverkehr.

Was ist z. B. mit Entwürfen oder 
dienstlichen Datensätzen an Be-
triebsverfassungsorgane?
Einer differenzierenden Ansicht nach 
folgt aus der Nichtanwendbarkeit 
des TKG /TMG indes nicht, dass da-
mit unbegrenzte Zugriffsmöglichkei-
ten auf die Daten von Beschäftigten 
bestehen. Auch nach Verbot privater 
Nutzung bleibe der Zugriff auf Daten 
aus dem persönlichen dienstlichen 
Bereich in jedem Fall unzulässig. Zu 
diesem persönlichen Bereich gehö-
ren z. B. Entwürfe, die nach dem Wil-
len der Beschäftigten noch nicht zur 
Kenntnisnahme anderer bestimmt 
sind. Hinzu kommen alle Informa-
tionen, die nach dem Willen der 
Beschäftigten oder aus objektiver 
Sicht einer besonderen Vertraulich-
keit unterliegen, wie beispielsweise  
E-Mails an Betriebsärzte oder Be-
triebsverfassungsorgane. Auch ein 
offener Meinungsaustausch über 
Kollegen via E-Mail kann dazugehö-
ren.

Nach dieser Ansicht haben Unter-

Ein häufiges Beispiel ist der plötzliche 
Ausfall eines Mitarbeiters, der wichti-
ge Informationen in seinem persönli-
chen Laufwerk oder seinem Postfach 
gespeichert hat bzw. bei dem sol-
che Informationen vermutet werden. 
Möglicherweise liegen dort aber 
auch dienstliche Mitteilungen an Be-
triebsärzte, Betriebsrat oder Entwür-
fe, die anderen bewusst noch nicht 
präsentiert werden sollen. Wie der 
jüngste Fall eines gekündigten Ad-
ministrators zeigt, der unbefugt auf 
Kalender zugegriffen hatte und Ter-
mine an interessierte Kollegen mitge-
teilt hatte, benötigen Administrato-
ren dringend Rechtssicherheit – auch 
wenn sie alle (EDV-)Rechte haben.

Bei der Nutzung von E-Mail zu 
dienstlichen Zwecken fehlt es an 
einem Angebot für „Dritte“, sodass 
das Fernmeldegeheimnis nicht greift. 
Ist also in einer Betriebsvereinbarung 
die private Nutzung untersagt, führt 
dies dazu, dass das TKG wie auch das 
TMG nicht zur Anwendung kommen. 
Nach allgemeiner Ansicht kann das 
Unternehmen den Eingang und Aus-
gang von E-Mails einschließlich der 
Zieladressen festhalten.

Ist damit auch der Einblick in 
das Postfach erlaubt?
Differenziert wird die Einsicht 
in die E-Mails selbst gesehen:
Einer Ansicht nach dürfen Unterneh-
men bei Abwesenheit der Mitarbei-
ter E-Mails lesen, sofern die Mails 
nicht ausdrücklich als „persönlich“ 
oder „vertraulich“ gekennzeichnet 
sind oder anderweitig deren priva-
te Natur zu erkennen ist. Ansonsten 
soll die Lektüre der Mails nur bei 
Nachweis eines berechtigten Inte-

Mittlerweile haben viele Unternehmen – nicht zuletzt aufgrund der Artikel in der MuR – den Umgang 
mit Emails überdacht und geregelt und zumindest die private Nutzung untersagt oder in speziellen 
Betriebsvereinbarungen geregelt. Für Administratoren stellen sich aber nach wie vor eine Unzahl von 
Fragen, wenn die Geschäftsleitung von ihnen verlangt, den Zugriff auf Daten von Mitarbeitern zu er-
möglichen.

Der Administrator hat alle Rechte – 
aber hat er auch das Recht?

Recht für Unternehmer
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die Einwilligung i.S.d. BDSG beinhal-
tet sondern ausdrücklich auch Befug-
nisse zum Datenzugriff im strafrecht-
lichen Sinne erfasst. In einer solchen 
Nutzungsvereinbarung kann auch 
geregelt werden, dass keine auto-
matische Weiterleitung aktiviert wird 
(was oftmals der Fall ist) - eine auto-
matische Weiterleitung würde auch 
Mails erfassen, von externen Sen-
dern, die von innerbetrieblichen 
Regelungen keine Kenntnis haben – 
oder eine Blockade der Mailbox, die 
möglicherweise zu einer vorwerfba-
ren Datenunterdrückung führt. Viel-
mehr ist eine Benachrichtigungsfunk-
tion zu empfehlen, aus der Absender 
erkennen können, dass die E-Mail 
(temporär) nicht gelesen wird.

Insgesamt sind diese Dinge aber in 
einer konkreten Nutzungsvereinba-
rung zu regeln, damit Administrato-
ren Sicherheit bei dem Zugriff auf In-
formationen erlangen.

Von Rechtsanwalt Guido Friedrich 
Weiler, Köln 
Rechtsanwalt und Fachanwalt für 
weiler.de

Strafrechtliche Betrachtung:
 Nach § 202a Abs. 1 StGB wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
mit Geldstrafe bestraft, wer unbe-
fugt sich oder einem anderen Daten 
verschafft, die nicht für ihn bestimmt 
und die gegen unberechtigten Zu-
griff besonders gesichert sind. Wer 
„berechtigt“ ist, bestimmt der Ver-
fügungsbefugte. Die Verfügungsbe-
fugnis entsteht mit dem sog. „Skrip-
turakt“, also der Erschaffung oder 
Erstspeicherung von Daten. Danach 
kann die Befugnis auf andere über-
tragen werden. Bei der Frage der 
Befugnis kommt es also nicht auf 
die Eigentumsverhältnisse an den 
Speichermedien an. Auch unerheb-
lich ist, ob der Dateninhalt eine Per-
son betrifft; diese kann gleichsam  
Unbefugter i.S.v. § 202a StGB sein.

Im Ergebnis handelt immer derje-
nige unberechtigt, dem die Daten 
nach dem Willen des Verfügungs-
berechtigten zum Zeitpunkt der Tat-
handlung nicht zur Verfügung stehen  
sollen.

Einwilligung nach BDSG reicht 
nicht aus.
Eine Einwilligung nach BDSG alleine 
reicht hier nicht aus, da § 202a StGB 
keine Datenschutzvorschrift i.S.d. 
BDSG ist.

Die Lösung: Gestaltung der Be-
triebsvereinbarung
Bei der Gestaltung einer Betriebs-
vereinbarung sollte eine Regelung 
getroffen werden, die es dem Admi-
nistrator Rechtssicherheit in Hinblick 
auf das BDSG verschafft.

Einrichtung einer Vertrauens-
person
Ferner ist es sinnvoll, eine Vertrau-
ensperson einzurichten, die im Fal-
le plötzlicher Abwesenheit von 
Beschäftigten auf die jeweiligen Mail-
boxen oder Laufwerke zugreifen 
kann und die Datensätze auf die o.g. 
sensiblen innerbetrieblichen Infor-
mationen hin sichtet und ggf. nur die 
rein dienstlich für die Weiterarbeit 
notwendigen Mails ausdruckt.

Gestaltung einer Nutzungsver-
einbarung
Mit den Usern ist eine Nutzungsver-
einbarung zu treffen, die nicht nur 

soweit es zu Wahrung der berechtig-
ten Interessen der verantwortlichen 
Stelle erforderlich ist und kein Grund 
zur Annahme besteht, dass schutz-
würdige Interessen des Betroffenen 
der Nutzung widersprechen. Für 
den Fall, dass nur dienstliche Datei-
en gespeichert werden dürfen, sind 
überwiegende schutzwürdige Inte-
ressen der Beschäftigten in der Re-
gel nicht erkennbar. Eine Ausnahme 
bilden auch hier wieder Entwürfe, 
die erkennbar (noch) nicht zur Wei-
terleitung an andere bestimmt sind. 
Die Entscheidung darüber, ob die 
Belange des Betroffenen gegenüber 
den Interessen der verantwortli-
chen Stelle schutzwürdiger sind, trifft 
die verantwortliche Stelle, also das  
Unternehmen.

Hindert ein Passwort den Zu-
griff?
Die Verwendung eines Passworts, 
welches die User und nicht das 
Unternehmen bestimmt haben, 
hindert nicht an einem Zugriff. Die 
Möglichkeit der Datensicherung auf 
einem persönlichen Laufwerk dient 
nicht etwa dazu, den Beschäftig-
ten die private Nutzung der EDV-
Anlage für ihre Zwecke zu ermögli-
chen. Mit dieser Maßnahme hat das 
Unternehmen vielmehr dem gesetz-
lichen Gebot der Anlage zu § 9 BDSG 
Rechnung getragen. Nach Nr. 3 die-
ser Anlage muss die verantwortli-
che Stelle gewährleisten, dass die 
zur Nutzung eines Datenverarbei-
tungssystems Berechtigten nur auf 
die Daten zugreifen können, die sie 
für die Erledigung ihrer Aufgabe be-
nötigen und nicht von Unbefugten 
verarbeitet werden können. Dem-
entsprechend dient die Vorgabe der 
Vergabe eines Passwortes durch die 
Beschäftigten der Umsetzung einer 
gesetzlichen Vorgabe.

Darf der Administrator das 
Passwort überwinden?
Die Zugriffsmöglichkeit durch den 
Administrator ist schon deshalb er-
forderlich, weil ansonsten die Erhal-
tung der Funktionsfähigkeit der An-
lage nicht gewährleistet ist. Hinzu 
kommt, dass Beschäftigte nicht ohne 
Weiteres darauf vertrauen können, 
das Unternehmen wolle ihnen einen 
für sie privat geschützten persönli-
chen Freiraum zur Verfügung stellen.

Recht für Unternehmer
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Pflicht zur Archivierung
Nach § 147 der Abgabenordnung 
(AO) hat das Unternehmen geschäft-
lichen E-Mail-Verkehr für mindestens 
sechs Jahre dauerhaft zu archivieren 
und zu Prüfungszwecken vorzuhal-
ten. Nähere Einzelheiten zur Ord-
nung und maschinellen Auswertbar-
keit der archivierten Daten regeln 
die „Grundsätze für die Anwendung 
der Regelungen zum Datenzugriff 
und zur Prüfbarkeit digitaler Unter-
lagen“ (GDPdU). Danach kann die 
Finanzverwaltung verlangen, dass 
ihr die zu archivierenden elektroni-
schen Unterlagen in maschinenles-
barer Form zur Prüfung übergeben 
werden. Dabei nutzt die Finanzver-
waltung eine spezielle Prüfungssoft-
ware (IDEA). Schon heute findet ein 
Großteil der Außenprüfungen elekt-
ronisch statt; dies mit stark steigender 
Tendenz. Sofern im Unternehmen 
kein vorgangsbezogenes Dokument-
managementsystem (DMS) zum Ein-
satz kommt, wird zwecks Einhalten 
der gesetzlichen Vorschriften oftmals 
der gesamte E-Mail-Verkehr, entwe-
der zentral über den Mailserver oder 
lokal am einzelnen Arbeitsplatz ge-
speichert und archiviert. Bei dieser 
Form der Speicherung wird –  und 
kann  – regelmäßig nicht zwischen 
geschäftlichen und privaten E-Mails  
unterschieden werden.

Den meisten Unternehmen ist zwar 
bewusst, dass die von ihnen betrie-
bene unterschiedslose Archivierung 
datenschutzrechtlich bedenklich sein 
könnte. Der Blick richtet sich dabei 
regelmäßig nur auf die – im Ergeb-
nis unproblematischen – Bestimmun-
gen des Bundesdatenschutzgesetzes 
(BDSG), nicht jedoch auf die wesent-
lich gefährlicheren des Telekommu-
nikationsgesetzes (TKG).

Archivierung und BDSG
Im Anwendungsbereich des BDSG 
dürfte die Speicherung privater E-
Mails im Rahmen der unterschieds-
losen Archivierung bereits nach 
§  28  BDSG zulässig sein. Die Vor-
schrift erlaubt die Speicherung pri-
vater Daten, wenn dies zur Wah-
rung berechtigter Interessen des 
Unternehmens geschieht. Auf je-
den Fall zulässig ist die Speiche-
rung privater E-Mails im Rahmen 
der unterschiedslosen Archivie-
rung, wenn der Arbeitnehmer ein-
gewilligt hat (§§ 4, 4a  BDSG). Vie-
le Betriebsvereinbarungen über 
die private Nutzung der Unterneh-
mens-IT sehen solche Einwilligungen  
bereits vor.

Archivierung und TKG
Das eigentliche und regelmäßig 
übersehene Problem für das Unter-
nehmen liegt darin, dass die unter-
schiedslose Archivierung nicht nur an 
den Vorschriften des Bundesdaten-
schutzgesetzes, sondern auch an 
denen des Telekommunikationsge-
setzes zu messen ist.

Denn das Unternehmen, das seinen 
Arbeitnehmern die Nutzung der 
Unternehmens-IT für privaten E-
Mail-Verkehr gestattet, gilt als Diens-
teanbieter (§ 3 Nr. 6 TKG) und unter-
liegt damit denselben Pflichten wie 
ein „echtes Telekommunikations-
unternehmen“, bspw. die TELEKOM 
oder VODAFONE.

Zu den Pflichten eines Dienstan-
bieters gehört aber vor allem, das 
Fernmeldegeheimnis (§  80  TKG) zu 
wahren: „Dem Fernmeldegeheim-
nis unterliegen der Inhalt der Tele-
kommunikation und ihre näheren 
Umstände, insbesondere die Tat-
sache, ob jemand an einem Tele-

kommunikationsvorgang beteiligt ist 
oder war. Das Fernmeldegeheimnis 
erstreckt sich auch auf die näheren 
Umstände erfolgloser Verbindungs-
versuche. Zur Wahrung des Fernmel-
degeheimnisses ist jeder Dienstean-
bieter verpflichtet“ (§ 80 Abs. 1 bis 
Abs. 2 Satz 1 TKG). Damit untersagt 
§ 80 TKG dem Unternehmen jedwe-
de Speicherung privater E-Mails der  
Arbeitnehmer.

Allerdings kann auf die Einhaltung 
des Fernmeldegeheimnisses durch 
den Betroffenen verzichtet wer-
den. Insoweit wird teilweise die An-
sicht vertreten, dass das Fernmelde-
geheimnis nicht verletzt wird, wenn 
eine Vereinbarung zwischen Unter-
nehmen und Arbeitnehmer existiert, 
die die unterschiedslose Archivie-
rung erlaubt. Mit einer solchen Ver-
einbarung wäre nicht nur den Vor-
schriften des BDSG, sondern auch 
denen des TKG genüge getan.

Diese Auffassung verkennt jedoch, 
dass ein Verzicht auf die Einhaltung 
des Fernmeldegeheimnisses nur 
durch alle Teilnehmer der betroffe-
nen Telekommunikation erklärt wer-
den kann. Es reicht also nicht aus, 
wenn allein der Arbeitnehmer auf 
die Einhaltung des Fernmeldege-
heimnisses verzichtet, theoretisch 
müsste auch derjenige verzichten, an 
den die private E-Mail versandt oder 
von dem sie abgeschickt wurde.

Dieser – strengen – Ansicht dürfte 
der Vorzug zu geben sein. Zwar lie-
ße sich vertreten, dass derjenige, der 
von außen mit einer geschäftlichen 
E-Mail-Adresse kommuniziert, damit 
rechnen muss, dass die E-Mails ge-
speichert werden und deshalb kon-
kludent auf die Einhaltung des Fern-
meldegeheimnisses verzichtet. Eine 

Private E-Mails im Unternehmens-
netzwerk – Archivierung verboten?

Wohl in den meisten Unternehmen wird der Austausch privater E-Mails durch die Arbeitnehmer er-
laubt oder zumindest geduldet. So arbeitnehmerfreundlich diese Praxis auch ist; nach den Vorschrif-
ten zur Speicherung elektronischer Geschäftspost droht sie zum erheblichen Risiko für die Führung 
des Unternehmens zu werden.

Recht für Unternehmer
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solche Auslegung würde aber dem 
Umfang des Fernmeldegeheimnisses 
nicht gerecht werden. Das Fernmel-
degeheimnis schützt nämlich bereits 
den Umstand, dass überhaupt Tele-
kommunikation stattgefunden hat. 
Damit gilt das Fernmeldegeheimnis 
auch, wenn die E-Mail-Kommunika-
tion durch den Arbeitnehmer ab-
gestoßen wird, also der Empfänger 
gar nicht entscheiden kann, ob er  
private E-Mails mit einer geschäft-
lichen E-Mail-Adresse austauschen 
kann. Auch spricht der Umstand, 
dass der persönliche Geheimbereich 
immer stärker Angriffen über die 
Kommunikationswege des Internets 
ausgesetzt ist, dafür, das Fernmelde-
geheimnis streng auszulegen.

Welche dieser beiden Ansichten die 
richtige ist, bleibt letztendlich durch 
die Rechtsprechung oder den Ge-
setzgeber zu klären. Bislang liegen 
jedenfalls noch keine einschlägigen 
obergerichtlichen Urteile vor. Es be-
steht also erhebliche Rechtsunsicher-
heit. Dies zumal die Verletzung des 
Fernmeldegeheimnisses gemäß § 
206 des Strafgesetzbuchs (StGB) mit 
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder 
mit Geldstrafe bestraft wird, also für 
die Führung des Unternehmens ein 
nicht unerhebliches Risiko besteht, 
sich strafbar zu machen.

Fazit: Vor diesem Hintergrund 
sollten Unternehmen, die unter-
schiedslose Archivierung betreiben, 
ihren Arbeitnehmern die Nutzung 
der Unternehmens-IT für private  
E-Mails bis auf Weiteres untersagen.

Rechtsanwalt Glenn D. Büllesfeld, 
Hamburg

Mail: gdb@advo-hamburg.de

pflicht, entstehen für den ehemali-
gen Geschäftsherrn Schadensersatz-, 
Unterlassungs-, Auskunfts- und Be-
seitigungsansprüche. 

Allerdings hat auch die Verschwie-
genheitspflicht des Handelsver-
treters ihre Grenzen: Der ausge-
schiedene Handelsvertreter darf 
Kundendaten verwenden, die in sei-
nem Gedächtnis geblieben sind, die 
keinen dauerhaften Kontakt zum al-
ten Unternehmer haben und von 
Kunden, die ohne Zutun des Han-
delsvertreters entschlossen sind, 
die Geschäftsbeziehungen zu dem 
Unternehmer nicht mehr fortzu-
setzen. Daneben ist eine branchen-
fremde Verwertung selbsterwor-
bener Kundendaten zulässig. Für 
Versicherungsvertreter gilt dasselbe. 

2. Franchisenehmer
Ein Franchisenehmer führt ein eige-
nes Unternehmen und schließt sei-
ne Geschäfte im eigenen Namen ab. 
Kundendaten, die der Franchiseneh-
mer über eigene Geschäftskontak-
te erlangt, stehen in seinem Eigen-
tum. Sie dürfen nach Beendigung 
des Franchisevertrages vom Fran-
chisenehmer exklusiv weiter genutzt 
werden – und nicht vom Franchise-
geber. Franchiseverträge regeln zu-
weilen, dass der Franchisenehmer 
dem Franchisegeber seine Kunden-
daten zu übermitteln habe. Dies ver-
stößt oft gegen Datenschutzrecht 
und ist dann nichtig. Verarbeitet der 
Franchisegeber die übermittelten 
Daten im Auftrag des Franchiseneh-
mers, darf der Franchisegeber die-
se Daten nicht zu eigenen Zwecken 
nutzen und Dritten übermitteln. Der 
Franchisenehmer bleibt Herr dieser 

Wann also dürfen Kundendaten 
nach Beendigung eines Vertrages 
von einem ehemaligen Mitarbeiter 
überhaupt genutzt werden? Und 
wie kann man sich davor wirksam 
schützen?

I. Datennutzung durch ehemalige 
Mitarbeiter
Ob ein früherer Mitarbeiter Kun-
dendaten weiter benutzen darf, 
hängt davon ab, ob der betreffende 
Mitarbeiter Handelsvertreter, Versi-
cherungsvertreter, Franchisenehmer, 
Vertragshändler oder Angestellter 
des Unternehmers war. 

1. Handelsvertreter
Ein Handelsvertreter, der selbststän-
dig für ein Unternehmen Geschäfte 
vermittelt oder sie in dessen Namen 
abschließt, benötigt zur Ausübung 
seiner Tätigkeit zwangsläufig die 
Kundendaten seines Geschäftsherrn. 
Im Rahmen seiner Tätigkeit erwirbt 
er auch selbst Kundenkontakte. 

Nach Handelsvertretervertragsen-
de ist ein Handelsvertreter regelmä-
ßig verpflichtet, die vom Unterneh-
mer überlassene Kundenliste und 
die Liste selbst geworbener Kunden 
an diesen herauszugeben. 

Laut HGB darf der Handelsvertreter 
zudem Geschäftsgeheimnisse nach 
Beendigung des Vertrages nicht wei-
terverwerten oder Dritten mittei-
len. Geschäftsgeheimnisse sind auch 
Daten von Kunden, die vom Han-
delsvertreter selbst für das Unter-
nehmen geworben wurden. 

Verstößt der Handelsvertreter 
gegen seine Verschwiegenheits-

Kundendaten – 
Schutz für den Schatz.
Kundendaten zählen zu den wichtigsten Geschäfts- und Betriebs-
geheimnissen eines Unternehmens. Ihr Schutz ist für das Bestehen 
des Unternehmens unerlässlich. Verlässt ein Mitarbeiter das Unter-
nehmen, werden häufiger als angenommen Kundendaten un-
erlaubt mitgenommen. Eine fremde Nutzung kann für das Unter-
nehmen erheblichen Schaden verursachen: Oft entsteht ein neuer 
Konkurrent, der sich nur so finanzieren kann und der das Unterneh-
men viel Geld oder gar die Existenz kosten kann. 

Recht für Unternehmer
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Kundendaten.

Werden dem Franchisegeber nicht 
nur die Kundendaten übermittelt, 
sondern auch die Erfüllung einer 
Aufgabe übertragen, ist eine Funk-
tionsübertragung gegeben – bei-
spielsweise die Übermittlung von 
Patientendaten an eine Abrech-
nungsstelle. Der Franchisenehmer 
verliert dann seine Herrschaft über 
die Daten. Hat der Franchisenehmer 
vor der Datenübermittlung nicht 
die Einwilligung seiner Kunden ein-
geholt, ist diese Datenübermittlung 
datenschutzrechtlich unzulässig. Es 
drohen Bußgelder bis 250.000,- 
EUR oder gar Freiheitsstrafe von bis 
zu zwei Jahren. 

Nach Beendigung des Franchisever-
trages steht dem Franchisenehmer 
ein Löschungsanspruch gegenüber 
dem Franchisegeber in Bezug auf 
seine Kundendaten zu. Der Zweck 
der Datenübermittlung fällt mit Be-
endigung des Vertrages weg; dem 
Franchisegeber ist die Speicherung 
dieser Daten damit verwehrt – und 
folglich auch die weitere Nutzung. 

3. Vertragshändler
Ein Vertragshändler führt wie ein 
Franchisenehmer ein eigenes Unter-
nehmen und schließt seine Geschäf-
te im eignen Namen ab. Im Gegen-
satz zum Franchisenehmer ist der 
Vertragshändler nicht in das Ge-
schäftssystem des Geschäftsherrn 
eingebunden. Er enthält kein Know-
how durch den Geschäftsherrn, mit 
Ausnahme des Logos und der Wa-
renzeichen. Der Vertragshändler ist 
folglich nicht im gleichen Umfang 
Weisungen ausgesetzt wie der Fran-
chisenehmer. 

Aufgrund dieser eigenen Betriebs-
führung darf der Vertragshändler 
wie ein Franchisenehmer seine er-
worbenen Kundendaten exklusiv 
nach Beendigung des Vertrages wei-
ter nutzen.

4. Angestellte
Ein als Arbeitnehmer angestellter 
Mitarbeiter darf alle während seiner 
Tätigkeit bekannt gewordenen Kun-
dendaten nach seinem Ausscheiden 
aus dem Unternehmen nicht ver-
wenden, wenn ein nachvertragliches 

Recht für Unternehmer

Wettbewerbsverbot vereinbart 
wurde. Ohne ein solches Wettbe-
werbsverbot darf der Arbeitnehmer 
wie ein Handelsvertreter nur die je-
weiligen Kundendaten verwenden, 
die er in seinem Gedächtnis bewahrt 
hat. 

5. Zusammenfassung
Handelsvertreter, Versicherungsver-
treter und Angestellte unterliegen 
auch nach Beendigung ihres Ver-
tragsverhältnisses der Verpflichtung, 
die bekannt gewordenen und selbst 
erworbenen Kundendaten geheim 
zu halten. Verstoßen sie gegen die-
se Pflicht, stehen dem Unterneh-
mer Schadensersatz-, Unterlassungs-, 
Auskunfts- und Beseitigungsansprü-
che zu.

Ein Franchisenehmer sowie ein Ver-
tragshändler sind aufgrund ihrer im 
eigenen Namen führenden Unter-
nehmereigenschaft Eigentümer ihrer 
selbst erworbenen Kundendaten 
und dürfen diese nach Beendigung 
des Vertragsverhältnisses exklusiv 
nutzen. Sind Franchisenehmer und 
Vertragshändler aufgrund ihrer Ein-
bindung in das Absatzsystem des 
Geschäftsherrn - und entgegen ihrer 
vertraglichen Bezeichnung - als Han-
delsvertreter zu behandeln, unter-
liegen sie ebenfalls der Geheimhal-
tungspflicht. 

II. Erkennung der Nutzung und 
Schutz vor Datendiebstahl
Verlässt ein Mitarbeiter das Unter-
nehmen, ist es schwer zu erkennen, 
ob Kundendaten unberechtigt ent-
wendet und genutzt wurden. Der 
Diebstahl von Kundendaten durch 
Datenkopien ist heute leicht. Die 
Möglichkeit des Unternehmers hin-
gegen, seine Kunden anzuschreiben, 
um in Erfahrung zu bringen, ob der 
ehemalige Mitarbeiter sie angewor-
ben hat, ist mühevoll und würde die 
Kunden oft erst recht auf einen neu-
en Konkurrenten hinweisen.

Der Versuch, einen Datendiebstahl 
durch „Schreibfehler“ in den Adres-
sen nachzuweisen, scheitert regel-
mäßig. Hierzu bräuchte man zudem 
die Anschreiben an die betreffen-
den Kunden – diese bekommt man 
jedoch kaum. Bei Mailings oder An-
rufen ist diese Methode zudem un-

tauglich. Zudem möchte kein Unter-
nehmen seinen guten Kunden 
Schreibfehler zumuten. Ein Beweis 
eines Kundendatendiebstahls lässt 
sich so kaum führen.   

Die einzig wirksame Methode zum 
Schutz der eigenen Kundendaten ist 
eine regelmäßige Aufnahme einer 
signifikanten Anzahl von Scheinkun-
denadressen. Diese Adressen soll-
ten  neben dem erfundenen Firmen-
namen über einen Ansprechpartner, 
eine existierende Postadresse, eine 
Telefon- und Faxnummer, eine E-
Mail-Adresse und eine (unbenutzte 
aber registrierte) Domain verfügen. 
Jede Scheinadresse darf nur einmal 
verwendet werden. Sie sollte zudem 
durch echte Bestellungen von außen 
eingeführt werden - die durch Rück-
abwicklung oder Stornierung neu-
tralisiert werden mag. Die Existenz 
dieser „Fake-Kunden“ muss jedoch 
absolut geheim bleibt. Hier gilt: 100 
% Chefsache.

Erhält nun eine Scheinadresse Wer-
bung und Angebote eines konkur-
rierenden Unternehmens, für das 
der ehemalige Mitarbeiter nun-
mehr tätig ist, oder von einem vom 
ehemaligen Mitarbeiter neugegrün-
deten Unternehmen, ist dies ein 
fast wasserdichter  Beweis für einen 
Missbrauch. Nur das eröffnet die 
Möglichkeit einer harten und wir-
kungsvollen Reaktion im Wege des 
einstweiligen Rechtsschutzes: Unter-
sagung, Auskunft, Schadensersatz 
und strafbewehrte Unterlassungs-
versprechen. Für einen wirkungsvol-
len Schutz der Kundendaten braucht 
es mindestens 30 solcher Adres-
sen, bei größeren Unternehmen 
bis zu mehreren Hundert Adres-
sen. Wichtig ist, dass auch bei einer 
nachgewiesenen und offengelegten 
Verletzung immer noch genug ver-
steckte und nicht aufgedeckte Ad-
ressen verbleiben, um vor einer Fol-
geverletzung desselben oder eines 
anderen Angreifers schützen zu kön-
nen. Die Kosten für derartige Adres-
sen müssen etwaige Datendiebe er-
statten. Unerlässlich ist nur, dass der 
Schutz VOR dem ersten Verdacht 
einer Verletzung installiert wird. 
Nach dem Angriff ist es zu spät und 
der neue Konkurrent ist nicht mehr 
zu verhindern. 
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Grundsätzlich gilt das Folgende: 
Gegenüber privaten Versicherungs-
gesellschaften darf der Arzt nur 
Auskunft geben, wenn ihm das Ein-
verständnis seines Patienten oder 
dessen mutmaßliche Einwilligung 
vorliegt. Anders formuliert: Solange 
der Patient keine Schweigepflicht-
entbindungserklärung abgibt, so lan-
ge ist der Arzt nicht berechtigt, Infor-
mationen an private Krankenkassen  
weiterzugeben.

Mit der Neuregelung des Versiche-
rungsvertragsgesetzes (VVG), ur-
sprünglich als verbraucherfreundlich 
gepriesen, werden die Rechte des 
privat krankenversicherten Patienten 
in einem Punkt massiv beschränkt: 
Dieses betrifft das Zusammenspiel 
von § 194 VVG i.V.m. § 86 VVG.

Bereits der Wortlaut macht die be-
sondere Brisanz der Vorschriften 
deutlich: Die Regelung des § 194 
VVG bestimmt:

Steht dem Versicherungsnehmer 
oder einer versicherten Person ein 
Anspruch auf Rückzahlung ohne 
rechtlichen Grund gezahlter Entgel-
te gegen den Erbringer von Leistun-
gen zu, für die der Versicherer auf-
grund des Versicherungsvertrags 
Erstattungsleistungen erbracht hat, 
ist § 86 Abs. 1 und 2 entsprechend  
anzuwenden.

§ 86 Übergang von Ersatzan-
sprüchen
1. Steht dem Versicherungsnehmer 
ein Ersatzanspruch gegen einen Drit-
ten zu, geht dieser Anspruch auf den 
Versicherer über, soweit der Ver-
sicherer den Schaden ersetzt. Der 
Übergang kann nicht zum Nachteil 
des Versicherungsnehmers geltend 
gemacht werden.

2. Der Versicherungsnehmer hat sei-

Die Änderungen des Versiche-
rungsvertragsgesetzes führen 
zu neuen rechtlichen Proble-
men, vor allem im Bereich des 
Sozialdatenschutzes: Daten, die 
im Zusammenhang mit einer me-
dizinischen Behandlung erho-
ben werden, sind solche höchst 
sensibler Art. Diese zu schützen 
ist nicht zuletzt Aufgabe von  
§ 203 StGB, Verletzung von Pri-
vatgeheimnissen, sondern auch 
der ärztlichen Berufspflicht. Die 
ärztliche Schweigepflicht ist we-
sentlicher Bestandteil des Arzt-
Patientenverhältnisses und 
Grundlage des notwendigen 
Vertrauensverhältnisses.

Das Problem: Die Kombination von 
steigender Nachfrage nach medizini-
schen Leistungen infolge des demo-
grafischen Wandels sowie einem sich 
rasant entwickelndem medizinischen 
Fortschritt stellt auch das System der 
Privaten Krankenversicherungen vor 
erhebliche Herausforderungen. In 
diesem Zusammenhang haben die-
se eine Vielzahl von Instrumenten 
entwickelt, um einer (unberechtig-
ten) Ausweitung medizinischer Leis-
tungen entgegenzuwirken. Dazu ge-
hören auch immer umfangreichere 
Schweigepflichtentbindungserklä-
rungen. Diese geben die Patienten 
häufig bedenkenlos ab. Treffen sie 
doch in ihrer Eigenschaft als Versi-
cherungsnehmer auch Mitwirkungs-
pflichten.

Neu ist, dass diese jetzt bereits zu Be-
ginn einer Behandlung eingefordert 
werden, sodass es nicht mehr – wie 
früher – um die Prüfung geht, ob eine 
Behandlung korrekt abgerechnet 
wurde, sondern  bereits zu Beginn 
einer Behandlung möglichst weitge-
hend, auch medizinischen, Einfluss  
zu nehmen.

nen Ersatzanspruch oder ein zur 
Sicherung dieses Anspruchs die-
nendes Recht unter Beachtung 
der geltenden Form- und Fristvor-
schriften zu wahren und bei dessen 
Durchsetzung durch den Versicherer 
soweit erforderlich mitzuwirken. Ver-
letzt der Versicherungsnehmer diese 
Obliegenheit vorsätzlich, ist der Ver-
sicherer zur Leistung insoweit nicht 
verpflichtet, als er infolgedessen kei-
nen Ersatz von dem Dritten erlan-
gen kann. Im Fall einer grob fahrläs-
sigen Verletzung der Obliegenheit 
ist der Versicherer berechtigt, seine 
Leistung in einem der Schwere des 
Verschuldens des Versicherungsneh-
mers entsprechenden Verhältnis zu 
kürzen; die Beweislast für das Nicht-
vorliegen einer groben Fahrlässigkeit 
trägt der Versicherungsnehmer.

Bislang musste sich der private Kran-
kenversicherer etwaige Rückforde-
rungsansprüche seines Versiche-
rungsnehmers abtreten lassen, wollte 
er vermeintlich zu viel gezahlte Be-
träge vom Arzt zurück verlangen. 
Bei diesem Vorgehen hatte der Pa-
tient stets Kontrolle über die Ver-
gütungsabwicklung. Nach der Neu-
fassung ist eine solche Abtretung 
zukünftig nicht mehr erforderlich; 
ein vermeintlicher Rückforderungs-
anspruch geht kraft Gesetzes auf den 
Versicherer über, und zwar sobald 
der Versicherer an den Patienten er-
stattet. Grundlage der Realisierung 
dieser Ansprüche sind sodann die 
aufgrund der Schweigepflichtent-
bindungserklärung des Patienten er-
langten Daten.

Welche sensiblen, medizinischen 
Daten nunmehr beim Privaten Kran-
kenversicherer landen, kann der Pa-
tient nicht beeinflussen. Dass Ver-
sicherungsgesellschaften möglichst 
umfangreiche Daten anfordern, um 
ihre Interessen durchzusetzen, er-

Recht für Unternehmer

Sozialdatenschutz in der 
privaten Krankenversicherung –  
ein Auslaufmodell?
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Die Folgen sind derzeit noch nicht 
absehbar, dürften aber vor allem das 
Verhältnis des Patienten zu seinem 
Arzt betreffen.

Im Zusammenhang mit § 192 Abs. 3 
VVG, der dem Versicherer die Mög-
lichkeit zusätzlicher Dienstleistun-
gen einräumt, u. a. die Abwehr un-
berechtigter Entgeltansprüche der 
Erbringer von Leistungen, wird das 
Arzt-/Patientenverhältnis weiter aus-
gehöhlt. Jedem Versicherten kann 
daher nur geraten werden, das Ge-
spräch mit seinem Arzt zu suchen, 
um eine vertrauensvolle Arzt-Patien-
tenbeziehung durch die neue Rege-
lung nicht zu gefährden.

Rechtsanwältin Dr. Birgit Schröder, 
Fachanwältin für Medizinrecht, 
Hamburg

Mail: Kanzlei@dr-schroeder.com

Rechtsunsicherheit, weil er immer da-
mit rechnen muss, mit Klagen über-
zogen zu werden.

Diese gesetzliche Regelung hat weit-
gehende Konsequenzen: Es sind 
schwerwiegende Folgen für das 
Arzt-Patientenverhältnis zu befürch-
ten. Daneben kommt es zu einer 
massiven Entwertung der ärztlichen 
Schweigepflicht. Die  Regelung ist 
im Übrigen auch unverhältnismä-
ßig, da sie einseitig zugunsten der 
Versicherer ausgestaltet wurde und 
den Versicherungsnehmer in sei-
nem grundgesetzlich gewährleiste-
ten allgemeinen Persönlichkeitsrecht 
in seiner Ausprägung als Recht der 
informationellen Selbstbestimmung 
verletzt.

In der Praxis gibt es bereits eine Viel-
zahl von Fällen, in denen von dieser 
Regelung Gebrauch gemacht wurde. 

scheint logisch und nachvollziehbar. 
Der Verlierer ist indes, der Versicher-
te, der zum gläsernen Patienten wird.

Die Folgen sind dabei aktuell noch 
gar nicht absehbar: Als gesichert darf 
indes gelten, dass die Neuregelun-
gen des Versicherungsvertragsgeset-
zes für den Patienten keine Vorteile 
gebracht haben, sondern unverhält-
nismäßig zugunsten der Versiche-
rer ausgestaltet wurden. Die Versi-
cherungsgesellschaft bekomme eine 
Generalermächtigung, die ihr Mög-
lichkeiten zur Informationserhebung 
und Auswertung eröffne, die für den 
betroffenen Versicherungsnehmer 
völlig undurchschaubar sind.

Konkret bedeutet dieses, dass die 
Versicherer Fälle über Jahre sam-
meln können, um dann gegen ein-
zelne Ärzte gerichtlich vorzugehen. 
Das bedeutet für den Arzt massive 

Recht für Unternehmer
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Rechtsanwalt Martin Kull, Baden 
Baden.

Rechtsanwalt Kull ist Partner der 
überörtlichen Rechtsanwaltskanzlei 
Brennecke & Partner.

Mail: kull@brennecke-partner.de

Es kommt also ganz entscheidend 
auf ein gutes Datenmaterial an. Doch 
darf diese Daten der Arbeitgeber 
ohne Weiteres erheben? Welche 
Voraussetzungen sind zu schaffen? 
Wie kann die Mitarbeiterschaft moti-
viert werden, entsprechende Daten  
zu liefern?

Qualifikation und Kompetenz sind 
zwei paar Schuhe. Für die Frage 
nach der Kompetenz sind weite Be-
reiche des Mitarbeiters außerhalb 
des Arbeitsverhältnisses wichtig. Be-
steht ein Engagement im politischen 
Bereich? Sind Führungsaufgaben in 
Sportvereinen wahrgenommen wor-
den? Vieles mehr trägt zum Kompe-
tenzbild des Mitarbeiters bei. Da die 
Daten nicht unmittelbar im Zusam-
menhang mit dem Arbeitsverhältnis 
stehen, ist allen Beteiligten angeraten, 
mittels Betriebsvereinbarung eine 
Basis für die Datenerhebung, -spei-
cherung und -auswertung zu schaf-
fen.

Zu regeln sind Art und Weise der 
Datenerhebung. Die Form der Spei-
cherung. Die Zugriffsrechte der im 
Betrieb beteiligten Gruppen, auch 
des Betriebsrats. Einsichtsrechte 
des Mitarbeiters. Datenbewertung 
und  -verwendung etwa im Bereich 
Führungskräfteentwicklung / Poten-
zialanalyse. Zuletzt bedarf es eines 
Datenschutzkonzepts.

Eine Betriebsvereinbarung sollte fol-
gende Punkte enthalten: Klare un-
missverständliche Formulierung des 
Gegenstands der Betriebsverein-
barung, Angaben zum Geltungsbe-
reich (räumlich und personell), die 
Geltungsdauer, Begriffsbestimmun-
gen (ist dann unverzichtbar, wenn 
nicht klar definierte Begriffe ver-
wendet werden), die inhaltlichen 
Regelungen in positiver Darstellung,  
Schlussvorschriften.

Kompetenzmanagement ist eine 
unternehmerische Kernaufgabe, die 
darin besteht, Mitarbeiterkompe-
tenzen kontinuierlich an neue wett-
bewerbs- und innovationsbedingte 
Anforderungen anzupassen.

Ob ein Mitarbeiter situationsgerecht 
handelt und gegebenenfalls seine 
Voraussetzungen an neue Aufgaben 
und Anforderungen „selbst organi-
siert“ anpasst und sogar weiterentwi-
ckelt, hängt vom Umfang seiner be-
ruflichen Handlungskompetenz ab. 
Diese wird durch persönliche Werte 
und Ideale beeinflusst.

Die Handlungskompetenz wird in 
Fach- und Methodenkompetenz, 
Selbstkompetenz und Sozialkompe-
tenz unterteilt. Fachlich-methodische 
Kompetenz bewirkt, dass sachliches 
und methodisches Wissen stets er-
gebnisorientiert angewandt wird. 
Selbstkompetenz bedeutet selbst-
kritisch, belastbar und ethisch zu 
handeln. Verlässlich, teamfähig und 
kooperativ sind sozial kompetente 
Menschen.

Kompetenzen erfassen, bewer-
ten, entwickeln und nutzen sind die 
Aufgaben des Kompetenzmanage-
ments. Ein systematisches Vorgehen 
macht Kompetenzen im Unterneh-
men sichtbar. Die sichtbar gemach-
ten Daten können bewertet werden 

- für das Unternehmen. Die Personal-
entscheidung (Auswahl, Einsatz, Be-
urteilung und (Be-)Förderung) fußt 
auf gesicherten Erkenntnissen. Bil-
dungsangebote lassen sich anforde-
rungs- und bedarfsgerecht sowie 
zukunftsorientiert auswählen. Füh-
rungskräfteentwicklung kann auf die 
Kompetenzprofile der Mitarbeiter 
zurechtgeschnitten werden. Für Ent-
lohnungsmodelle stellt das Kompe-
tenzmanagement gesicherte Daten 
zur Verfügung.

Kompetenzmessinstrumente, 
Datenschutz und Betriebsver-
einbarungen.

Recht für Unternehmer
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Auch vor der klassischen Finanzbuch-
führung macht die Entwicklung kei-
nen Halt. Der Wunsch der Unter-
nehmer nach einem modernen 
zukunftsorientierten System, das die 
Möglichkeiten des modernen Inter-
nets nutzt, führte zu neuen digitalen 
Möglichkeiten.

Der antiquierte Pendelordner ist out. 
In der heutigen schnelllebigen Zeit 
ist der klassische Buchführungspro-
zess zu langsam und zu ineffizient. 
Fehlende Belege und Auswertun-
gen, die sechs Wochen hinter dem 
aktuellen Geschehen herhinken sind 
im Unternehmensalltag nicht mehr  
akzeptabel.

Moderne Unternehmen benöti-
gen eine schlanke Buchführung oh-
ne einen zeitaufwendigen Austausch 
von Papierbelegen. Kurze Wege zur 
Steuerkanzlei unter Ausnutzung al-
ler möglichen digitalen Schnittstellen 
sind Pflicht. Das Unternehmen muss 
jederzeit Herr über seine Belege sein, 
um damit allen Kunden- und Liefe-
rantenanfragen aktuell beantworten 
zu können. Benötigte Auswertun-
gen sind aus einer modernen Buch-
haltung tagesaktuell möglich. Dies  
sichert die notwendige Liquidität im 
Unternehmen und erspart Doppel-
arbeit, weil keine eigenen Aufstel-
lungen aus Aktualitätsgründen mehr 
benötigt werden. Der informierte 
Unternehmer von heute möchte je-
derzeit also rund um die Uhr, egal 
wo er sich gerade befindet, Zugriff 
auf seine Zahlen und sein Buchfüh-
rungssystem bekommen. In Zeiten 
des Internets klingt das selbstver-
ständlich. Online Auswertungssyste-
me müssen so transparent sein, dass 
jederzeit von der betriebswirtschaft-
lichen Auswertung (BWA) über die 
entsprechenden Buchungskonten 
bis hin zum digitalen Buchungsbeleg 
geklickt werden kann. Mühsame Be-
legsuche gehört der Vergangenheit 

an – Komfortbelegsuche im digita-
len Belegarchiv über verschlagwor-
tete Digitalbelege lassen verstaubten 
Ordnern keine Chance.

Soweit möglich werden bereits vor-
handene digitale Originaldaten ver-
wendet, sei es, dass die Daten der 
Ausgangsrechnungen direkt aus der 
Rechnungsschreibung übernom-
men werden, oder auch Bankumsät-
ze mit detaillierten Hinweisen direkt 
von den Banken in die modernen 
Buchführungssysteme übernommen 
werden. Alle anderen Belege wer-
den über Scannerlösungen zeitnah 
im Unternehmen digitalisiert und 
durch moderne OCR-Erkennung in 
der Buchführung optimal weiterver-
arbeitet.

Die immer beliebter werdenden e-
Rechnungen müssen mit einer quali-
fizierten elektronischen Signatur ver-
sehen und revisionssicher archiviert 
werden. Ansonsten droht zumindest 
der Verlust des Vorsteuerabzugs. Al-
so ausdrucken und zur Buchführung 
geben reicht wirklich nicht. Die ge-
setzlichen Auflagen werden direkt 
über die Buchführung erfüllt. Zah-
lungsvorschläge direkt aus dem Of-
fenen-Posten-System sind durch die 
Online-Verbindung der aktuellen 
Bankstände mit der Buchführung 
transparent und individuell ausführ-
bar. Arbeitsteilige Möglichkeiten wie 
die Führung von Online-Kassenbü-
chern, Rechnungseingangsbüchern 
oder auch die komplette Inhouse-
Buchung über ASP-Lösungen, bei 
der Unternehmen über fremd ge-
wartete und geschützte Systeme on-
line über VPN-Tunnel Zugriff haben, 
runden die modernen Möglichkei-
ten ab.

Bei allen Vorteilen wird natürlich 
der interne und externe Schutz der 
Daten und Systeme immer wichtiger. 
Online-Buchführungssysteme müs-

sen über Rechenzentrumslösungen 
und hochsichere Verschlüsselung 
soft- und hardwaremäßig geschützt 
werden.

Gesetzliche Vorschriften, wie die des 
Bundesdatenschutzgesetzes sind zu 
erfüllen. Als Datenschutz bezeichnet 
man den Schutz personenbezogener 
Daten. Dabei ist es unerheblich ob es 
sich hierbei um Daten über Mitarbei-
ter, Kunden, Lieferanten oder sonsti-
ge natürliche Personen handelt. Die 
aktuellen Ereignisse und Pressemel-
dungen über Datenschutzvorfälle 
in Unternehmen zeigen, wie wichtig 
der Schutz von personenbezogenen 
Daten sowie von Geschäfts- und Be-
rufsgeheimnissen für ein Unterneh-
men ist und welcher Schaden bei 
Verstößen entstehen kann. Viele An-
forderungen des Datenschutzes be-
ziehen sich auf die Sicherheit der In-
formationstechnologie. Nur eine 
zuverlässig funktionierende und si-
chere IT-Infrastruktur ermöglicht die 
reibungslose Abwicklung produkti-
ver und verwaltungstechnischer Ge-
schäftsvorfälle und Prozesse.

Auch aufgrund von gesetzlichen 
Vorgaben durch das Bundesdaten-
schutzgesetz (BDSG) ist jede Kanz-
lei verpflichtet, sich mit Datenschutz 
und Sicherheit auseinanderzuset-
zen. Demnach ist unter anderem ein 
Datenschutzbeauftragter (DSB) zu 
bestellen, wenn bei automatisierter 
Datenverarbeitung mehr als neun 
Personen ständig personenbezo-
gene Daten erheben, verarbeiten  
oder nutzen.

Die Aufgaben des DSB können einem 
Beschäftigten (intern) oder einer Per-
son außerhalb der Kanzlei (extern) 
übertragen werden. Bestellt wer-
den darf jedoch nur, wer die erfor-
derliche Fachkunde und Zuverlässig-
keit besitzt. Der DSB muss daher die 
technische und rechtliche Seite seiner 

Die Buchführung wird digital.
Die Gesellschaft befindet sich im Wandel. Das Internet wird immer mehr als blitzschnelle, topaktuelle und ständig 
verfügbare Informations- und Medienplattform eingesetzt. Auch als 24 Stunden überall zugängiger Marktplatz eta-
bliert sich das Internet immer stärker. Die Verbreitung und der selbstverständliche Umgang mit den neuen Möglich-
keiten bringen natürlich nicht nur Komfortvorteile, sondern auch neue Gefahren mit sich. Internetkriminalität und der  
steigende Bedarf nach Sicherheitssystemen nehmen im gleichen Maße wie die Verbreitung zu.

Aufgaben kennen und 
gute Kenntnisse in allen 
Bereichen haben. Nicht 
zum DSB bestellt werden 
dürfen der Inhaber selbst, 
der Geschäftsführer oder 
sonstige gesetzlich oder 
verfassungsmäßig berufene  
Leiter.

Klaus Buser, Kanzlei Buser 
Steuerberatung

Mail:  
klaus.buser@kanzlei-
buser.de

www.fibu-flitzer.de

Recht für Unternehmer
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Eine Frage stellt sich bei der Aus-
wahl von neuen Software-Lösungen 
häufig: Soll man zu einem kosten-
losen Tool greifen oder sich für ein 
kommerzielles System entscheiden? 
Auch im Bereich Web-Analyse ste-
hen potenzielle Anwender vor ge-
nau dieser Fragestellung, denn auf 

dem Markt existiert eine Fülle von 
Lösungen aus beiden Lagern. Ins-
besondere das vermeintlich kosten-
lose Tool Google Analytics ist heute 
stark verbreitet. Zudem bieten vie-
le Provider eigene Web-Controlling 
Tools an, die allerdings auf der un-
genauen Logfile-Analyse basieren – 
diese sollen hier ebenso wenig The-
ma sein wie Open Source-Lösungen 
für den Betrieb auf eigenen Servern. 
Vergleicht man kostenlose mit kom-
merziellen Web-Analyse-Systemen, 
wird eines schnell klar: Anwender 
kostenloser Systeme müssen diese 
Kostenfreiheit auf anderem Weg oft 
teuer bezahlen – kostenlos ist nicht 
umsonst.

Ein Blick in die Geschäftsmodelle 
der Anbieter gibt ersten Aufschluss 
über die Unterschiede. Während 

Anbieter kommerzieller Lösungen 
den Betrieb und die Weiterentwick-
lung ihrer Software über die erho-
benen Lizenzkosten finanzieren, er-
folgt die Finanzierung bei Anbietern 
kostenfreier Tools über die Mone-
tarisierung der erhobenen Daten. 
Sie können ihre Tools nur deshalb  
lizenzkostenfrei anbieten, weil sie die 
sensiblen Kundendaten für eigene 
Zwecke weiterverwenden oder an 
Dritte veräußern. Die anscheinende 
Kostenfreiheit erscheint gerade für 
Kleinstanwender oder für Website-
Betreiber, die in Web-Analyse hin-
einschnuppern möchten, verlockend 
– zumindest auf den ersten Blick. 
Ob sich diese vordergründige Kos-
tenersparnis wirklich bezahlt macht, 
hängt allerdings davon ab, welche 
Anforderungen ein Website-Betrei-
ber an Aspekte wie Datenschutz, 
Support, Sicherheit und Funktionali-
tät stellt. Denn genau hier liegen die 
Risiken kostenfreier Tools. Ein großes 
Problem ergibt sich unmittelbar aus 
dem Geschäftsmodell: Die Anwen-
der bezahlen zwar nicht mit Lizenz-
gebühren, aber mit den Daten ihrer 
Besucher sowie mit Einblicken in ihr 
eigenes Geschäftsmodell und in die 
Effektivität ihres Online-Marketings. 
Vorsicht ist insbesondere dann ge-
boten, wenn kostenfreie Anbieter 
gleichzeitig als Werbepartner fun-
gieren und diese Einblicke nutzen 
können, um ihre eigene Rendite etwa 
durch die Erhöhung der Klickpreise 
bei besonders effektiven Kampag-
nen zu optimieren. Bei seriösen kom-
merziellen Anbietern dagegen ge-
hören die Daten dem Kunden: Eine 
Weiterverwendung oder Veräuße-
rung der Daten würde gegen die 
AGBs verstoßen. 

Vor der Entscheidung für ein kosten-
loses Tool, bei dem der Website-Be-
treiber seine Daten-Hoheit abgibt, 
sollte er unbedingt eines bedenken: 
Wenn er seine Daten an einen Web-
Analyse-Anbieter übermittelt, be-

deutet dies nach deutschem Recht 
eine Datenverarbeitung im Auf-
trag. Das heißt: Der Website-Betrei-
ber haftet, wenn die Erhebung und 
die Weiterverarbeitung der Daten 
durch seinen Dienstleister nicht 
datenschutzkonform erfolgen. Da 
viele kostenlose Tools datenschutz-
rechtlich erwiesenermaßen illegal 
sind und derzeit nur noch toleriert 
werden, stellt die Nutzung ein er-
hebliches Risiko für den Website-
Betreiber dar. Hinzu kommt, dass 
bei kostenlosen Tools in der Regel 
kein Vertragsverhältnis besteht und 
es damit weder einen Leistungsan-
spruch noch eine Gewährleistung 
etwa im Schadensfall gibt. Kommer-
zielle Anbieter dagegen garantieren 
hohe Datenverfügbarkeit und sind 
zur Leistungserbringung verpflichtet. 
Für kommerzielle Anbieter spricht 
auch der kostenfreie, kompetente 
und schnelle Support. Bei kostenlo-
sen Web-Analyse Tools dagegen ist 
der Support – wenn es überhaupt 
einen gibt – häufig kostenpflichtig, 
die Reaktionsgeschwindigkeit auf 
Anfragen ist deutlich langsamer und 
es steht auch kein persönlicher An-
sprechpartner zur Verfügung. In der 
Regel verfügen kommerzielle Web-
Analyse Systeme zudem über weiter 
reichende Funktionalitäten – gerade 
sie verschaffen dem Anwender dank 
ihrer tieferen Datenanalyse entschei-
dende Wettbewerbsvorteile.

Insbesondere für private Anwen-
der oder kleinere Website-Betrei-
ber mögen kostenfreie Web-Ana-
lyse Tools aus finanzieller Hinsicht 
erst einmal verlockend erscheinen. 
Das Argument der Kosteneinspa-
rung relativiert sich jedoch schnell – 
ihm stehen die beträchtlichen Risiken 
wie fehlende Datenschutz-Konformi-
tät oder fehlende Gewährleistungen 
entgegen. Für einen professionellen 
Anwender können gerade diese Risi-
ken unkalkulierbare Kosten nach sich 
ziehen, die die Lizenzen für ein kom-

Kostenlos ist nicht umsonst!  
Kostenlose und kommerzielle Web-Analyse  
Systeme im Vergleich

Recht für Unternehmer

Web-Analyse: Mit einfachen Veränderungen große Wir-
kung erzielen. Das Internet ist für viele Unternehmen 
längst zum unverzichtbaren Vertriebs- und Kommunika-
tionskanal geworden. Web-Portale bestechen nicht nur 
durch ihre enorme Kosteneffizienz, über das Internet 
lassen sich auch ganz neue Zielgruppen erreichen. Wirt-
schaftlichkeit und hoher Nutzen sind ausschlaggebende 
Kriterien, an denen ein erfolgreiches Internet-Geschäft 
gemessen wird. Deshalb müssen Online-Maßnahmen heu-
te mehr denn je einer zuverlässigen Erfolgskontrolle und 
-steuerung unterzogen werden können, um vorhandene 
Potenziale besser zu nutzen und die Effizienz der Maßnah-
men zu steigern. Web-Analyse Lösungen ermöglichen die 
genaue Analyse des Besucherverhaltens von Webauftrit-
ten, Shops oder Portalen und versetzen den Betreiber in 
die Lage, auf Knopfdruck die wirtschaftlichen Erfolgsfak-
toren seiner Website und deren Optimierungspotenziale  
zu erkennen.
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merzielles System bei Weitem über-
steigen. In seine Entscheidung sollte 
ein Website-Betreiber zudem ein-
beziehen, dass auch einige kommer-
zielle Web-Analyse Unternehmen 
kostenlose Demoversionen ihrer 
Systeme und kostenfreie Versionen 
mit beschränktem Funktionsumfang 
anbieten – und zwar mit densel-
ben hohen Standards in Sachen Si-
cherheit, Support und Datenschutz 
wie bei der kommerziellen Variante  
des Systems.

Christian Bennefeld 

Geschäftsführer (CEO)  
der etracker GmbH

E-Mail: info@etracker.com 
www.etracker.com

Technik: Um eine Website mit einer 
Web-Analyse Lösung auswerten 
zu können, wird ein kleines Stück 
HTML-Code auf den Webseiten 
eingebracht. Sobald ein Besucher 
eine Webseite öffnet, auf der eine 
Web-Analyse-Technologie einge-
setzt wird, lädt er damit ein kleines 
unsichtbares Pixel, das zu dieser Seite 
gehört, jedoch aus dem Rechenzen-
trum des Web-Analyse-Anbieters 
geladen wird. Im Rechenzentrum 
werden Zugriffe auf die gekenn-
zeichnete Seite und einige Daten des 
Besuchers gespeichert.
Kennzahlen und Erfolgsindikatoren
Oft zählen die Kosten-Umsatz-Re-
lation und die Konversionsraten zu 
den zentralen KPIs einer Internet-
Präsenz. Darüber hinaus sind es aber 
auch aussagekräftige Analyse-Ergeb-
nisse beispielsweise zur Steigerung 
der Usability einer Website unerläss-
lich. Schlüsselindikatoren wie Besu-
cherströme setzen sich aus einer Rei-
he von unterschiedlichen Kennzahlen 
zusammen. Zu den erhobenen Basis-
daten zählen konkrete, direkt ableit-
bare Ergebnisse wie beispielsweise 
Seitenaufrufe, Besucheranzahl, Her-
kunft, Zeitpunkt des Besuchs oder 
Verweildauer. Unter Anwendung 
statistischer Berechnungsformeln 
werden diese Kennzahlen zu den 
festgelegten KPIs zusammengeführt. 
So werden vollständige Informa-
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tionsprozesse beobachtet und Web-
site-Betreiber erkennen auf einen 
Blick, welche Themen am meisten 
nachgefragt werden, an welchem 
Glied der Navigation besonders vie-
le Abbrüche zutage treten oder wo 
Schwierigkeiten etwa beim Ausfüllen 
von Online-Formularen auftauchen. 
Letztendlich lassen sich sogar geo-
grafische Reichweitenanalysen der 
Website-Benutzer bis hinunter auf 
Stadt-Ebene durchführen. Zudem 
kann man so auch Marketing-Kam-
pagnen wie Keyword-Advertising, 
Bannerwerbung, Affiliate-Marketing 
oder die Suchmaschinenoptimie-
rung einer ganzheitlichen Erfolgs- 
und Effizienzkontrolle unterziehen.

Benefits: Die Vorteile einer intelli-
genten Web-Analyse Lösung liegen 
auf der Hand: Mit fundierter Nutzer-
Kenntnis können Website-Betreiber 
die Usability ihres Online-Auftritts 
deutlich verbessern und Beratung, 
Antragsabwicklung oder auch die 
Betreuung von Bestandskunden 
optimal gestalten. Und noch etwas 
gehört zu den Benefits einer erfolg-
reichen Web-Analyses: Liefert ein 
Online-Portal dank Echtzeit-Analyse 
Inhalte, die die Website-Besucher 
interessieren und die leicht zu navi-
gieren sind, hat das erfreuliche Aus-
wirkungen auf die Verweildauer und 
die Zufriedenheit der Nutzer.
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Serien

zu befeuern, führt zu einer nachhal-
tigen Erhöhung des Gebrauchswerts 
des Wohnungseigentums. Hierdurch 
kann eine Möglichkeit geschaffen 
werden, den Wohnkomfort zu stei-
gern und einen anderen Brennstoff 
zu nutzen und hierdurch ggf. Kos-
ten zu sparen. Außerdem können 
die Eigentumswohnungen auf dem  
Immobilienmarkt attraktiver werden. 

Ob die Einrichtung einer zusätzlichen 
Heizquelle eine Einsparung des Ener-
gieverbrauchs bewirkt, ist für die Fra-
ge einer nachhaltigen Erhöhung des 
Gebrauchswerts ebenfalls unerheb-
lich. Diesem Umstand kommt nur Be-
deutung für die dritte der - jeweils 
selbstständigen – Modalitäten des  
§ 559 Abs. 1 BGB zu, unter denen 
die Eigentümer nach § 22 Abs. 2 Satz 
1 WEG eine bauliche Veränderung 
mit qualifizierter Mehrheit beschlie-
ßen können. Die beschlossene Maß-
nahme ändert auch nicht die Eigenart 
der Wohnungsanlage. Ebenso stellt 
sie keine Luxussanierung dar und die 
ablehnenden Eigentümer werden 
nicht unbillig benachteiligt.

Rechtsanwalt Peter Hesse, Fachan-
walt für Miet- und Wohnungseigen-
tumsrecht, Potsdam.

Rechtsanwalt Hesse ist Partner der 
überörtlichen Rechtsanwaltskanzlei 
Brennecke & Partner.

Mail: hesse@brennecke-partner.de

betriebnahme der Schornsteine um 
eine bauliche Veränderung handle, 
der sämtliche Wohnungseigentümer  
zustimmen müssten.

Der BGH ist der Ansicht, dass die 
Zustimmung sämtlicher Eigentümer 
nicht erforderlich war. Die von den 
Wohnungseigentümern gestattete 
Wiederherstellung der Schornstei-
ne sei eine bauliche Veränderung, 
die von den Wohnungseigentümer 
als Modernisierungsmaßnahme mit 
der erreichten qualifizierten Mehr-
heit nach § 22 Abs. 2 Satz 1 WEG be-
schließen konnten. Nach § 559 Abs. 1 
BGB, auf den § 22 Abs. 2 WEG ver-
weist, fallen unter den Begriff der 
Modernisierung alle Maßnahmen, 
die den Gebrauchswert nachhaltig 
erhöhen, die allgemeinen Wohnver-
hältnisse auf Dauer verbessern oder 
nachhaltig Einsparungen von Energie 
oder Wasser bewirken.

Vorliegend ist nach Ansicht des BGH 
von einer nachhaltigen Gebrauchs-
werterhöhung auszugehen. § 559 
Abs. 1 BGB gibt zu einer großzügi-
geren Handhabung des Moderni-
sierungsbegriffes Anlass. Zum einen 
kommen den Wohnungseigentü-
mern auch solche Verbesserungen 
zugute, von denen im Mietrecht nur 
der Vermieter, nicht aber auch der 
Mieter profitiert. Zum anderen soll-
ten die Eigentümer mit der Erweite-
rung der Beschlusskompetenz nach § 
22 Abs. 2 WEG die Befugnis erhalten, 
durch Anpassung der Wohnungsan-
lage an die „Erfordernisse der Zeit“ 
mit qualifizierter Mehrheit einer Ver-
kehrswertminderung entgegenzu-
wirken - unabhängig von einem Re-
paraturbedarf. Deshalb genügt es, 
dass die Maßnahme aus der Sicht 
eines verständigen Wohnungseigen-
tümers eine sinnvolle Neuerung dar-
stellt, die voraussichtlich geeignet ist, 
den Gebrauchswert nachhaltig zu er-
höhen. Die Möglichkeit, einen Kamin 

Die von § 22 Abs. 2 Satz 1 WEG an-
geordnete entsprechende Heranzie-
hung der mietrechtlichen Regelung 
des § 559 Abs. 1 BGB gibt Raum für 
eine großzügigere Handhabung des 
Modernisierungsbegriffes. Der BGH 
hatte sich in seiner Entscheidung vom 
18.2.2011 (V ZR 82/10) mit der Frage 
zu beschäftigen, wann eine bauliche 
Veränderung im Sinne des § 21 Abs. 
1 WEG und wann eine Modernisie-
rungsmaßnahme gemäß § 22 Abs. 2 
WEG vorliegt. Das hat eine entschei-
dende Bedeutung für die Frage, wel-
che Anforderungen die Beschlussfas-
sung, insbesondere im Hinblick auf 
die Abstimmung an die Ordnungs-
gemäßheit des Beschlusses zu stellen 
sind.

Der BGH vertritt die Auffassung, dass 
der Begriff der „Modernisierung“ im 
Sinne des § 22 Abs. 2 WEG großzü-
gig zu handhaben ist. Im Zweifel müs-
se man sich immer für die Moderni-
sierung entscheiden. Im Streit stand 
die Wirksamkeit von Beschlüssen 
über Baumaßnahmen an Schornstei-
nen. Die Eigentümer hatten einstim-
mig beschlossen, die Schornsteine in 
den Häusern zu verschließen und die 
zugehörigen Dachleitern abzurei-
ßen. Anlass für die Baumaßnahmen 
war die Umstellung der Heizungs-
anlage. Einige Jahre später wollten 
mehrere Eigentümer ihre Schorn-
steine zum Anschluss eines Kamins 
wieder in Betrieb nehmen, weshalb 
die Eigentümerversammlung im Ju-
li 2007 beschloss, den „Schornstein-
Beschluss“ aufzuheben. Es wurde fer-
ner beschlossen, dass die Eigentümer 
die Schornsteine wieder zur Nut-
zung öffnen können, wobei zu jeder 
Einzelmaßnahme die Zustimmung 
der Eigentümerversammlung erfor-
derlich sein soll. Die Kosten sollen 
die jeweiligen Schornstein-Nutzer  
tragen. Ein Eigentümer hat die Be-
schlüsse angefochten mit der Begrün-
dung, dass es sich bei der Wiederin-

Der Modernisierungsbegriff 
im Wohnungseigentumsrecht.
Wann bedarf es der Zustimmung aller beeinträchtigten Wohnungseigentümer zu einer baulichen 
Veränderung und wann liegt eine Modernisierungsmaßnahme nach § 22 Abs. 2 WEG vor.
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I. Bedeutung
Der Begriff Compliance leitet sich 
vom englischen „to comply with“ 
(übereinstimmen mit) ab. Er bezeich-
net die Selbstverpflichtung eines 
Unternehmens bzw. dessen Füh-
rungskräfte, sich an alle vom Gesetz-
geber, den Anteilseignern oder dem 
Aufsichtsgremium aufgestellten Re-
geln zu halten. Damit soll sowohl ein 
negatives Image vermieden als auch 
Haftungsfälle bzw. Schadensersatz-
klagen ausgeschlossen werden. Da-
mit ist Compliance heute eine Aufga-
be, die sich durch alle Rechtsgebiete 
zieht. Somit müssen Juristen, Revision, 
Controlling, Personalabteilung, Öf-
fentlichkeitsarbeit, Marketing und 
vor allem die Geschäftsleitung ein-
bezogen werden. Compliance soll 
Geschäftsleitung und Mitarbeiter 
vor bewussten und unbewussten Re-
gelverstößen sowie die Kunden vor 
nicht interessengerechter Behand-
lung schützen. Es handelt es sich vor 
allem um Organisationsrecht, das zur 
Überwachung der Einhaltung der 
Vorschriften entsprechende Struktu-
ren schafft.

Die rechtlichen Grundlagen von 
Compliance sind vielfältig: So ord-
nen z. B. §§130, 30 OWiG an, dass 
Betriebsinhaber, Vorstände und Ge-
schäftsführer Aufsichtsmaßnahmen 
ergreifen müssen, die verhindern, 
dass im Unternehmen bestimmte 
betriebsbedingte Pflichten – z. B. der 
Arbeitsschutz – umgangen werden.

Besonders „bekannt“ ist Compliance 
im Bereich des Wertpapierhandels-
rechts, also bei Banken und sonsti-
gen Finanzdienstleistungsunterneh-
men. Dort ist die Bestellung eines 
Compliance-Beauftragten gemäß 
§§ 33 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 WpHG in 
Verbindung mit § 12 Abs.4 Satz 1 
WpDVerOV sogar gesetzlich vor-
geschrieben. Oft ist der Complian-

ce-Beauftragte dort zugleich auch  
Geldwäschebeauftragter.

In Unternehmen kann auch die Funk-
tion des Datenschutz- oder eines 
Gleichstellungsbeauftragten in der 
Complianceabteilung angesiedelt 
sein.

II. Anforderungen an die  
Compliance Organisation
Die Compliance Abteilung kann ihre 
Aufgaben natürlich nur wahrnehmen, 
wenn sie die entsprechenden Mittel 
vom Unternehmen zur Verfügung 
gestellt bekommt, und zwar in Form 
von Personal- und Sachmitteln.

Eine Compliance Abteilung ist außer-
dem nur sinnvoll, wenn sie in fachli-
cher, organisatorischer und diszipli-
narischer Hinsicht unabhängig tätig 
werden kann. Sie darf fachlich nur 
der Unternehmensführung, der die 
Gesamtverantwortung für die Ge-
schäftsorganisation und damit auch 
für die Funktionsweise der Compli-
ance Abteilung im Unternehmen 
zugewiesen ist, weisungsgebunden 
sein.

Die entsprechenden Mitarbeiter 
dürfen selbst nicht an den Aufgaben 
bzw. Leistungen, die sie in Complian-
ce Abteilung zu überwachen haben, 
beteiligt sein. Ihre Vergütung darf 
weder mittel- noch unmittelbar vom 
Ergebnis der Geschäftsbereiche ab-
hängig sein, die von ihnen zu über-
wachen sind. Nur die Verknüpfung 
mit dem Gesamtergebnis der Unter-
nehmen ist zulässig.

Nach § 12 Abs. 4 Satz 2 WpDVerOV 
– dessen Rechtsgedanke auch auf alle 
anderen Unternehmen übertragbar 
ist – müssen die mit der Wahrneh-
mung der Compliance-Aufgaben 
betrauten Mitarbeiter über die „er-
forderlichen Fachkenntnisse, Mittel 

und Kompetenzen sowie über Zu-
gang zu allen für ihre Tätigkeit re-
levanten Informationen verfügen“. 
Einen „Lehrberuf“ für den Complian-
ce-Beauftragten gibt es nicht. Es gibt 
auch keine normierten Vorgaben et-
wa hinsichtlich Berufserfahrung oder 

–ausbildung, sodass das Unterneh-
men einen gewissen Spielraum hat, 
welche Mitarbeiter es im Complian-
ce-Bereich einsetzt. Insgesamt macht 
die Einrichtung einer Compliance 
Abteilung jedoch nur Sinn, wenn die 
Compliance-Mitarbeiter aufgrund 
ihrer Ausbildung und ihrer Erfahrung 
in der Lage sind, die von ihnen über-
wachten Tätigkeiten im Unterneh-
men nachzuvollziehen.

III. Aufgaben
Grundsätzlich hat die Compliance 
Abteilung die Aufgabe, die sich aus 
dem Betrieb des Unternehmens 
und aus einer möglichen Verletzung 
gesetzlicher Pflichten ergebenden 
Compliance-Risiken herauszufinden, 
zu benennen und entsprechend zu 
bewerten. Auch Art und Häufigkeit 
von Kundenbeschwerden können 
dabei hilfreich sein. Darauf aufbau-
end sollen dann Strategien, Vorge-
hensweisen und Abläufe festgelegt 
werden, die die Wahrscheinlichkeit, 
dass sich ein erkanntes Risiko auch 
realisiert, vermindern oder besser 
noch ausschließen sollen.

Die Compliance-Abteilung ist 
(neben einer eventuell vorhande-
nen Rechtsabteilung) auch dafür zu-
ständig, dass gesetzliche und rich-
terrechtliche Vorgaben (z. B. beim 
Arbeitsschutz) umgesetzt werden.

Schließlich sollte man die beratende 
Funktion einer Compliance-Abtei-
lung nicht unterschätzen. Werden z. 
B. neue Geschäftsmodelle erarbeitet, 
sollte die Compliance-Abteilung ein-
gebunden werden, um von Beginn 

Immer wieder liest man in der Presse von „Compliance“, „Compliance-Abteilungen“ oder „Compli-
ance-Managern“. Was bedeuten diese Begriffe und für welche Unternehmen ist z. B. die Einrichtung 
einer „Compliance-Abteilung“ sinnvoll oder gar notwendig?

„Compliance“ – braucht mein 
Unternehmen so etwas?
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an eine regelkonforme Ausgestal-
tung zu fördern.

Zusätzlich sollten sämtliche Mitarbei-
ter über compliancerelevante Inhal-
te geschult werden (Präsenzschulung 
oder IT-gestützt).

IV. „Whistleblowing“
„Whisteleblowing“ ist das, was man 
früher unter „petzen“ verstand: die 
Weitergabe eines im Unternehmen 
begangenen Verstoßes an zuständi-
ge Stellen innerhalb oder außerhalb 
des Unternehmens. Das Bundes-
arbeitsgericht hat bereits mit Urteil 
vom 03.07.2003 (2 AZR 235/02) fest-
gestellt, dass die Einreichung einer 
Strafanzeige eines Mitarbeiters 
gegen einen Vorgesetzten als Wahr-
nehmung staatsbürgerlicher Rech-
te grundsätzlich keine Kündigung 
rechtfertigen kann.

Gesetzlich ist das bisher nicht ge-
regelt. Im Jahr 2008 gab es den  
Versuch, den bestehenden § 612 a 
BGB wie folgt zu ändern:

„§ 612a · Anzeigerecht
A. Ist ein Arbeitnehmer aufgrund 
konkreter Anhaltspunkte der Auf-
fassung, dass im Betrieb oder bei 
einer betrieblichen Tätigkeit gesetz-
liche Pflichten verletzt werden, kann 
er sich an den Arbeitgeber oder eine 
zur innerbetrieblichen Klärung zu-
ständige Stelle wenden und Abhilfe 
verlangen. Kommt der Arbeitgeber 

dem Verlangen nach Abhilfe nicht 
oder nicht ausreichend nach, hat der 
Arbeitnehmer das Recht, sich an eine 
zuständige außerbetriebliche Stelle 
zu wenden.

B. Ein vorheriges Verlangen nach Ab-
hilfe ist nicht erforderlich, wenn dies 
dem Arbeitnehmer nicht zumutbar 
ist. Unzumutbar ist ein solches Ver-
langen stets, wenn der Arbeitnehmer 
aufgrund konkreter Anhaltspunkte 
der Auffassung ist, dass

1. aus dem Betrieb eine unmittelbare 
Gefahr für Leben oder Gesundheit 
von Menschen oder für die Umwelt 
droht,

2. der Arbeitgeber oder ein an-
derer Arbeitnehmer eine Straftat  
begangen hat,

3. eine Straftat geplant ist, durch  
deren Nichtanzeige er sich selbst der 
Strafverfolgung aussetzen würde,

4. eine innerbetriebliche Abhilfe 
nicht oder nicht ausreichend erfol-
gen wird.

C. Beschwerderechte des Arbeit-
nehmers nach anderen Rechts-
vorschriften und die Rechte der 
Arbeitnehmervertretungen bleiben 
unberührt.“

Dieser Entwurf ist nicht Gesetz ge-
worden. Auf dem G 20 Gipfel in  

Seoul (November 2010) hat sich die 
Bundesregierung jedoch verpflich-
tet, durch ein entsprechendes Ge-
setz bis Ende 2012 Hinweisgeber zu 
schützen.

Schon jetzt unterhalten einige 
Unternehmen ein innerbetriebli-
ches Whistleblowing-System, da-
mit Mitarbeiter innerbetriebliche 
Straftaten ohne Sorge vor Repres-
salien von Vorgesetzten und / oder 
Mitarbeitern melden können. Die 
Compliance-Abteilung ist dabei An-
sprechpartner für die Arbeitnehmer. 
Allerdings darf  nicht verkannt wer-
den, dass immer auch die Möglich-
keit der Denunziation gegeben ist.

V. Fazit
Außer für Banken und sonstige Wert-
papierdienstleistungsunternehmen 
ist die Einrichtung einer Complian-
ce-Abteilung gesetzlich nicht vorge-
schrieben. Dennoch kann sie – zumal 
in größeren Unternehmen - durch-
aus sinnvoll sein, vor allem, wenn sie 
mehrere Funktionen, z. B. den Daten-
schutzbeauftragten, auf sich vereint.

Rechtsanwältin Anja Uelhoff,  Fach-
anwältin für Bank- und Kapitalmarkt-
recht, Hamburg.

Rechtsanwältin Uelhoff ist Partnerin 
der überörtlichen Rechtsanwalts-
kanzlei Brennecke & Partner

Mail: Uelhoff@brennecke-partner.de
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Entscheidungssystem. Diese vier Sys-
teme sind maßgeblich dafür verant-
wortlich, ob und in welchem Um-
fang Führung und Motivation von 
Mitarbeitern gelingt. Und übrigens 
auch, wie die jüngsten Erkenntnis-
se im Bereich des Neuromarketings 
herausgefunden haben, wie man 
potenzielle Kunden motiviert das 
Unternehmensangebot zu erwer-
ben. Es sind diese vier Systeme im 
menschlichen Gehirn, die Menschen 
dazu bewegen “mitzuspielen” oder 
nicht.

Daher stellt sich also für Führungs-
kräfte die Frage, wie, mit welchem 
Verhalten und mit welchen Maßnah-
men, man die vier Systeme von Mit-
arbeitern so aktiviert, dass das ge-
wünschte Ergebnis herauskommt. 
Unstreitige Voraussetzung ist, dass 
die Führungsperson selbst Vorbild 
sein muss, damit sie für den Mitarbei-
ter glaubwürdig ist und dass die Füh-
rungskraft die Einzigartigkeit des Ge-
hirns - seines eigenen und das der 
Mitarbeiter – anerkennt. Die Vor-
bildfunktion ist für die menschliche 
Lernbereitschaft das stärkste Inst-
rument. Lernen am Vorbild hat uns 
unsere ersten grundsätzlichen Fä-
higkeiten wie Sprache, soziales Ver-
halten und Werte schon in frühester 
Kindheit gelehrt und das bleibt auch 
bei Erwachsenen so.

Das Belohnungssystem wird sehr 
vereinfacht auf den Punkt gebracht 
durch eine erhöhte Ausschüttung 
des Neurotransmitters Dopamin be-
wegt. Dopamin ist ein “Glückserwar-
tungshormon”, das dafür sorgt, dass 
sich eine Bemühung als lohnenswert 
erfahren lässt. Solange das ange-
strebte Ziel noch verfolgt wird, also 

kräfte selbst Vorbild sind, anspruchs-
volle und sinnvolle Ziele im Unter-
nehmensinteresse vorgeben, ihre 
Mitarbeiter zu entsprechender Leis-
tungsbereitschaft und Loyalität moti-
vieren und - selbst innovativ-flexibel 

- die Kreativität und die Stärken der 
Mitarbeiter fördern und entwickeln. 

Die Notwendigkeit sich immer 
schneller wirkenden Veränderungs-
prozessen anzupassen, beantwor-
ten viele Unternehmen  mit starren 
Organisationsstrukturen von Zielvor-
gaben, Arbeitsanweisungen, Richt-
linien und Ablaufplänen, um mög-
lichst von vorneherein Fehlerquellen 
auszuschalten. Diese Rechnung geht 
aber nicht auf, wie Studien und Sach-
verständigengutachten zum The-
ma Mitarbeiterzufriedenheit und  
Loyalität  gezeigt haben: mehr als  
60 % der Mitarbeiter der untersuch-
ten Unternehmen sind unzufrieden 
und unmotiviert, Führungskräfte 
halten dem Druck nicht mehr stand 
und Stress, Burn-out und Depression 
nehmen kontinuierlich zu. Weil der 

“Faktor Mensch” bei all diesen strate-
gischen Maßnahmen  auf der Strecke 
bleibt. Funktionierende Führung, er-
folgreiche Führung, bedeutet in ers-
ter Linie: die Anwendung von Fähig-
keiten im Umgang mit Menschen.

Und wie man das am besten macht, 
damit hat sich auch die jüngste Ge-
hirnforschung beschäftigt und Ant-
worten gefunden. Wenn man Mit-
arbeiter motivieren will, dann ist 
es nützlich zu wissen, dass unser 
menschliches Gehirn unter vielen an-
deren Aspekten über vier wichtige 
Systeme verfügt: das Belohnungs-
system, das Emotionssystem, das Er-
innerungssystem und schließlich das 

Historisch betrachtet ist interessant, 
dass diese Frage noch gar nicht so alt 
ist, noch vor ca. siebzig Jahren war die 
allgemein vorherrschende Meinung 
die, dass Führung ein unerklärba-
res Phänomen, eine Naturbegabung 
von besonders charismatischen Per-
sönlichkeiten sei.

Aber wonach wird eine Führungs-
kraft letzten Endes tatsächlich be-
urteilt? Die pragmatische Antwort 
ist: nach ihren Ergebnissen für das 
Unternehmen oder das Projekt, das 
sie führt. Also ist die vielleicht hilf-
reichere Frage die: Welche Eigen-
schaften machen eine Führungskraft 
erfolgreich? Das hängt davon ab, 
welches Ziel das Unternehmen ver-
folgt.

Machtpositionen sind Vertrauens-
positionen. Führungskräften wird 
von Menschen Vertrauen entgegen-
gebracht, in der Erwartung  das 
Unternehmen nachhaltig zu führen, 
die ihnen anvertrauten Unterneh-
mensressourcen richtig zu behandeln 
und die Unternehmensprodukte 
oder die Unternehmensdienstleis-
tung optimal zu verkaufen. Und ver-
kauft wird das Produkt an Menschen. 
Und gemacht wird das Produkt von 
Menschen für Menschen.

Was also führt eine Führungsperson? 
Richtig: in erster Linie Menschen.

Heute ist man sich jedenfalls in der 
wissenschaftlichen - auch der neuro-
wissenschaftlichen - Theorie dar-
über einig, dass eine erfolgreiche 
Führungskraft in erster Linie gut mit 
Menschen umgehen können soll.

Es wird postuliert, dass Führungs-

Führung ist nicht nur Chefsache, 
Führung ist auch Gehirnsache.
Bei Worten wie “Führung”, “Führer” und “Macht” zucken wir Deutschen irgendwie innerlich immer noch 
ein ganz kleines bisschen zusammen.  Die gleichen Worte im Englischen erscheinen uns weniger verdäch-
tig: “Leadership”, “leader” und “power” fühlen sich irgendwie besser, sportlicher, an. In der englischen 
Sprache sind wir leichter bereit, auf die Frage: „What does it take to be a leader?” ins Ersinnen einer 
brauchbare Antwort zu kommen, in der deutschen Sprache fragen wir doch lieber: Was bedeutet Füh-
rungskompetenz?
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auf dem Weg zum Ziel, wird Dopa-
min, eine Art körpereigene Wohl-
fühldroge, ausgeschüttet. Ist das Ziel 
erst erreicht, verringert sich die Do-
paminausschüttung. Dann wird statt 
dessen Serotonin, ein Neurotrans-
mitter, der Gefühle von Beruhigung 
und Zufriedenheit erzeugt, wirk-
sam. Herkömmlicherweise werden 
in Unternehmen zur Belohnung von 
Mitarbeitern Geschenke, Incentives 
oder Zusatzeinkünfte am Jahresen-
de eingesetzt. Diese Maßnahmen ak-
tivieren aber das Belohnungssystem, 
die Dopaminausschüttung der Mit-
arbeiter, nicht kontinuierlich, sie er-
zeugen statt dessen einen Gewöh-
nungseffekt, eine “Sucht nach mehr”. 
Erfolgen Anerkennung, Wertschät-
zung und Belohnung dagegen un-
erwartet und situativ, so tritt der Ge-
wöhnungseffekt im Gehirn nicht ein.

Eine freundliche, echte Anerkennung, 
ein sympathisches Lächeln, aufrichtig 
gegebene Aufmerksamkeit aktivie-
ren das Belohnungssystem im Ge-
hirn ebenso wie kleine, angenehme 
Überraschungen.

Das Emotionssystem im Gehirn ist 
die Bewertungszentrale für einge-
hende neuronale Reize. Aus der Sicht 
der Gehirnforschung sind Emotio-
nen wie Freude, Trauer, Wut oder 
Angst ganz unromantisch “chemi-
sche Prozesse” im limbischen Gehirn. 
Der “Bewerter” eingehender Reize 
in diesem Hirnareal ist die “Amyg-
dala”, der sogenannte Mandelkern, 
der entscheidet, ob ein Gefühl als 
angenehm oder unangenehm erlebt 
wird. Dies geschieht unbewusst und 
rasend schnell, viel schneller, als die 
erst später einsetzende bewusste 
Verstandesbewertung, die im Neo-
kortex, im linken Stirnbereich des 
Großhirns, erfolgt. Wir fühlen schon, 
ob etwas gut für uns ist, längst be-
vor unser Verstand zum Zuge kommt. 
Deshalb  ist es wenig wirksam von 
Mitarbeitern ein auf verstandesmä-
ßigen Argumenten beruhendes Ver-
halten einzufordern, das emotional 
auf Widerstand stößt. 

Eine Weile lang kann das scheinbar 
gut gehen, auf Dauer aber verwei-
gert der gefühlsmäßig übergange-
ne Mitarbeiter die Kooperation und 
Loyalität. Diese “innere Kündigung” 

ist die konsequente Folge eines Ge-
fühls von Hilflosigkeit gegenüber 
unsozialem, unfairen oder werte-
verachtenden Verhaltens aufseiten 
einer “durchsetzungsstarken”, mit-
gefühlsarmen Führungspersönlich-
keit. Die Chemie stimmt dann eben 
nicht. Rachegefühle und Sabota-
ge von Mitarbeitern sind nicht sel-
ten die Konsequenz. Herrscht in 
einem Unternehmen gar ein Klima 
von Misstrauen und dauerhaftem 
Druck vor, so wird im Mitarbeiter-
Gehirn vermehrt das Stresshormon 
Cortisol ausgeschüttet, das Angstge-
fühle erzeugt. Dauerstress schließ-
lich verursacht den krankhaf-
ten Zustand, den wir als Burn-out  
bezeichnen.

Umgekehrt, wenn die Führungsper-
son sich ehrlich interessiert, anerken-
nend und wertschätzend gegenüber 
dem Mitarbeiter verhält, wird der 
Motivationsmix aus Dopamin, dem 
Bindungshormon Oxytocin  und kör-
pereigenen Opioiden für hoch moti-
vierte Mitarbeiter im Unternehmen 
sorgen.  Nichts stimuliert Menschen 
so sehr wie das Bedürfnis von ande-

ren gesehen zu werden, die Erfah-
rung von positiver Zuwendung und 
Liebe.

Oder weniger psychologisch aus-
gedrückt: Unser Gehirn ist ein sozia-
les Organ. Führen FührerInnen unter 
Berücksichtigung dieser urmensch-
lichen Grundbedürfnisse der Mit-
arbeiter, führen sie sozial kompetent, 
klar und aufrichtig, dann motivieren 
sie zu leistungsstarker Mitarbeit. So 
wird aus gehirnwissenschaftlicher 
Sicht Kooperation erzeugt.

Rechtsanwältin Friederike Matheis

Die Autorin ist Juristin, Mediatorin, 
freie Dozentin für Schlüsselqua-
lifikationen an der rechtswissen-
schaftlichen Fakultät der Universität 
Hamburg und Mitinhaberin des 
Unternehmens Pro-Viel-Seminare 
GbR.

Mail:  
f.matheis@pro-viel-seminare.de

www.pro-viel-seminare.de
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Der arbeitsrechtliche und der 
steuerrechtliche Arbeitnehmer-
begriff sind nicht identisch. Für 
die Bestimmung der Arbeitneh-
mereigenschaft in lohnsteuer-
rechtlicher Hinsicht enthält § 
1 I LStDV eine eigenständige 
steuerrechtliche Definition. Da-
nach sind Arbeitnehmer alle na-
türlichen Personen, die in einem 
privaten Dienstverhältnis ange-
stellt oder beschäftigt sind und 
daraus ihren Arbeitslohn bezie-
hen. Nach § 1 II LStDV ist dafür 
entscheidend, dass der Steuer-
pflichtige in die Organisation 
des Arbeitgebers eingegliedert 
ist oder/und dessen Weisungen 
unterliegt.

Ein Vereinsmitglied kann als Arbeit-
nehmer, als Vereinsmitglied oder 

aber auch als Selbstständiger für den 
Verein tätig werden. Übt das Mit-
glied Tätigkeiten aus, die die mitglie-
derschaftsgebundene Erfüllung von 
Vereinsaufgaben wie z. B. die Teil-
nahme an Mitgliederversammlun-
gen, Tagungen und Sitzungen dar-
stellt, so begründet dies nicht die 
Annahme eines Arbeitnehmerstatus 
gegenüber dem Verein. Die Mitglie-
der werden allein aufgrund vereins-
vertraglicher Verpflichtungen tätig. 
Übt das Vereinsmitglied allerdings 
eine weisungsgebundene Tätigkeit 
aus, die der Verein organisiert und in 
der Regel vergütet, geht diese über 
die Erfüllung von mitgliedsgebunde-
nen Vereinsaufgaben hinaus und es 
ist von einem Dienstverhältnis und 
einem Arbeitnehmerstatus des Mit-
gliedes auszugehen.

Grundsätzlich ist das ehrenamtlich tä-
tige Vereinsmitglied nicht als Arbeit-
nehmer in steuerrechtliche Sinne zu 
behandeln. Maßgebendes Kriterium 
für die Beurteilung ist auch hier, ob 
eine Eingliederung in die Vereins-
organisation vorliegt. Diese fehlt bei 
gelegentlichen Tätigkeiten. Auch 
die Vergütung ist ein Ansatzpunkt 
für die Qualifizierung: Erhält der eh-
renamtlich Tätige vom Verein keine 
Vergütung, sondern lediglich einen 
Aufwendungsersatz (d. h. tatsächli-
che Unkostenerstattung wie z. B. Rei-
se-, Porto- oder Telefonkosten), ist 
der Arbeitnehmerstatus nicht gege-
ben. Zahlt der Verein dagegen eine 
Kostenpauschale, die den tatsächlich 
entstandenen Aufwand nicht nur un-
wesentlich überschreitet, ist der eh-
renamtlich Tätige als Arbeitnehmer 
zu behandeln mit der Folge, dass die 
Einnahmen als sonstige Einnahmen 
nach § 22 Nr. 3 EStG zu versteuern 
sind.

Ob das Vorstandsmitglied oder der 
Geschäftsführer eines Vereins als 
Arbeitnehmer zu qualifizieren ist, 
hängt nicht von deren Organstel-
lung ab, sondern richtet sich nach 

den allgemeinen Kriterien zur lohn-
steuerrechtlichen Bestimmung des 
Arbeitnehmerbegriffs. Entscheiden-
de Kriterien sind also die Weisungs-
gebundenheit durch die Mitglieder-
versammlung sowie die Integrierung 
in die Vereinsorganisation. Trotz 
weitgehender Unabhängigkeit des 
Vorstandes und des Geschäftsfüh-
rers bejaht die Rechtsprechung de-
ren Arbeitnehmerstellung in steuer-
rechtlicher Hinsicht.

Ob die Vergütungen des einzelnen 
Arbeitnehmers eines gemeinnüt-
zigen Vereins letztendlich der Ein-
kommensteuer unterliegen, hängt 
davon ab, ob die Steuerbefreiung 
nach § 3 Nr. 26 EStG greift. Nach die-
ser Vorschrift sind u.a. Einnahmen 
aus nebenberuflichen Tätigkeiten als 
Übungsleiter, Ausbilder, Erzieher, Be-
treuer oder vergleichbaren neben-
beruflichen Tätigkeiten bis zur Höhe 
von insgesamt 2.100 Euro für Tätig-
keiten zur Förderung gemeinnützi-
ger, mildtätiger oder kirchlicher Zwe-
cke grundsätzlich steuerfrei.

Marc Wandersleben, Rechtsanwalt 
Hannover

Rechtsanwalt Wandersleben ist Part-
ner der überörtlichen Rechtsanwalts-
kanzlei Brennecke & Partner.

Ass. jur Isabell Hartung.

Vereinsmitgliedschaft –  
in steuerrechtlicher Hinsicht
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Auch die Privaten Kankenversi-
cherer bleiben von steigenden 
Ausgaben nicht verschont – mit 
erheblichen Folgen für ihre Ver-
sicherungsnehmer:

Privat krankenversicherte Patienten 
entscheiden sich gerade für einen 
privaten Krankenversicherungs-
schutz, weil sie sich bessere Leistun-
gen und besseren Service verspre-
chen. Um so größer ist der Ärger, 
wenn anstelle vollmundiger Wer-
beversprechen Ärger um die Rech-
nungserstattung tritt. Sie erleben es 
immer häufiger, dass die Erstattung 
von Arztrechnungen nicht prob-
lemlos vonstattengeht. Immer häufi-
ger wird die medizinische Indikation 
einzelner Leistungen infrage gestellt 
oder gebührenrechtliche „Neben-
kriegsschauplätze“ eröffnet.

Patienten müssen trotz umfangrei-
cher Begründung seitens des behan-
delnden Arztes immer häufiger kla-
gen, um ihre Rechte durchzusetzen. 
Dabei darf als gesichert gelten, dass 
die privaten Krankenversicherungen 
mit einer Vielzahl von Versicherungs-
nehmern rechnen, die wegen des 
Aufwandes eines Gerichtsverfahrens 
ihr berechtigtes Erstattungsverlan-
gen nicht prozessual geltend machen.

Dieses Geld als „ersparte Aufwen-
dungen“ dürfte eine wirtschaftliche 
nicht zu unterschätzende Größen-
ordnung einnehmen. Dabei sind es 
nicht immer große Beträge, sondern 
vielmehr die Summe aus vielen Klein-
beträgen, die sich summieren. Eine 
Salamitaktik, die aufgeht.

Das Problem
Im Rahmen der privaten Kranken-
versicherung gibt es keinen vorgege-
benen Leistungskatalog – vielmehr 
stellt sich der Versicherungsnehmer 
seinen Krankenversicherungsschutz 
individuell und bedarfsgerecht zu-
sammen. Das führt dazu, dass die 

Verträge selbst innerhalb einer Ver-
sicherungsgesellschaft stark variieren 
und damit für den Versicherungs-
nehmer nicht immer erkennbar ist, 
welche Leistungen er beanspruchen 
kann. Anders als bei der gesetzlichen 
Krankenversicherung, in der das 
Sachleistungsprinzip gilt, bekommt 
der privat krankenversicherte Patient 
von seinem behandelnden Arzt eine 
Rechnung. Er ist Kostenschuldner des 
(zahn)ärztlichen Honorars. Der Pa-
tient befindet sich damit in einer für 
ihn ungünstigen Dreiecksbeziehung 
wieder: Er schließt einen Behand-
lungsvertrag mit dem Arzt, dem er 
sein Honorar schuldet und bekommt 
– jedenfalls im Idealfall – von einer 
privaten Krankenversicherung den 
Betrag erstattet. So weit die Theorie. 

Wenn alles problemlos läuft, gut - 
was aber, wenn die Erstattung ganz 
oder teilweise ausbleibt? Die Versi-
cherung erstattet eine Arztrechnung 
nicht oder nur unvollständig. Zur Be-
gründung werden formelhafte Text-
bausteine angegeben, die etwa auf 
die fehlende medizinische Indika-
tion verweisen, die Abrechenbarkeit 
einer einzelnen Leistung negieren 
oder den Gebührensatz für über-
höht halten. Überweist der Patient 
dem Arzt sein Honorar nicht oder 
nur unvollständig, so sieht er sich ggf. 
einer Klage seitens des Arztes/Ab-
rechnungsgesellschaft ausgesetzt.

Hat der Patient den vollen Betrag be-
reits an den Arzt überweisen, wird er 
sich überlegen müssen, ob und wie 
er mit der immer schlechter werden-
den Zahlungsmoral umgeht. Ein An-
ruf oder ein Schreiben an die Leis-
tungsabteilungen der Versicherer 
hilft in der Regel nicht weiter. Besten-
falls lässt sich damit eine Kulanzent-
scheidung erreichen, die zumindest 
einen Teilbetrag umfasst. Wer aller-
dings den vollen Erstattungsbetrag 
erreichen möchte, kommt in der Re-
gel um eine gerichtliche Klärung nicht 

umhin. Genau diesen Weg scheu-
en Versicherte – und das nicht ohne 
Grund. Streitigkeiten mit dem Ver-
sicherer müssen vor den Zivilgerich-
ten ausgetragen werden und ber-
gen immer ein gewisses Prozessrisiko. 
Und dennoch: Der Kampf lohnt sich 
(fast) immer. Gerichte entscheiden 
tendenziell versicherungsnehmer-
freundlich, sodass sich die Weiter-
verfolgung der Ansprüche anbietet. 
Dazu kommt, dass die Vergleichsbe-
reitschaft der Versicherungsgesell-
schaften vor Gericht deutlich ausge-
prägter ist – nicht zuletzt deshalb, 
weil sie Urteile vermeiden möchten. 
Im Internet und den Medien ver-
breiten sich diese in der Zwischen-
zeit schnell und unkompliziert und 
bieten somit anderen Versicherungs-
nehmern gute Argumentationsmög-
lichkeiten.

Der Weg vor Gericht
Nach Eingang der Klagschrift und 
Austausch der Argumente wird das 
Gericht entweder direkt einen Ver-
gleichsvorschlag unterbreiten oder 
zunächst einen Beweisbeschluss er-
lassen und einen Sachverständigen 
beauftragen. Dieser Sachverständige 
wird, die seitens des Gerichts formu-
lierten Fragen beantworten und da-
mit das Gericht fachlich  unterstützen.

Anders als die „beratenden  
Ärzte“ der Versicherungen, die qua-
si einen klaren Arbeitsauftrag haben 
und beispielsweise den Begriff der 
medizinischen Notwendigkeit ent-
sprechend restriktiv verfolgen, tref-
fen Sachverständige eine unabhängi-
ge Entscheidung.

Häufige Streitpunkte
Immer wieder wird um die Frage ge-
stritten, was medizinisch notwendig 
ist. Dabei ist zunächst zu berücksich-
tigen, dass dabei ein objektiver, al-
lein medizinischer Maßstab gilt. Nicht 
entscheidend ist daher, was der be-
handelnde Arzt bzw. Versicherungs-

Private Krankenversicherungen – 
(k)eine gute Wahl?

Recht für Unternehmer



Recht für Unternehmer

Mittelstand und Recht 2/2011 29

Im Rahmen zahnprothetischer 
Arbeiten beschränken sich die Ver-
sicherer gerne darauf, pauschal und  
ohne nähere Darlegung der Sach- 
und Rechtslage die Angemessenheit 
der Material- und Laborkosten zu 
bestreiten. Auch im Rahmen der Ver-
sorgung mit Zahnimplantaten hat die 
Rechtsprechung entschieden, dass 
sich der Patient nicht auf die kosten-
günstigste Methode verweisen las-
sen muss. Bei sog. Analogleistungen, 
also solchen, die nicht in der Gebüh-
renordnung der Ärzte/Zahnärzte 
beschrieben sind, gibt es ebenfalls 
Diskussionen um die medizinische 
Notwendigkeit.

nehmer oder Versicherungsgesell-
schaft meint. Es muss also nicht jede 
beliebige Behandlung bezahlt wer-
den, sondern nur für solche, die ob-
jektiv geeignet sind, Leiden zu heilen, 
zu bessern oder zu lindern. Dabei 
dürfen jedoch Kostengesichtspunkte 
keine Rolle spielen. Die Versicherung 
schuldet dem Patienten aus dem 
Krankenversicherungsvertrag die Er-
stattung der Kosten für die medizi-
nisch notwendige Heilbehandlung.

Dauerbrenner sind in diesem Zusam-
menhang die LASIK-Operationen, 
bei denen die Versicherer in der Re-
gel nicht damit gehört werden, dass 
die Behandlungsmethode gegen-
über Brille und Kontaktlinsen nach-
rangig sei oder vorrangig günstige-
re oder gefahrlosere Behandlungen 
durchzuführen seien.

Fazit:
Für Versicherungsnehmer lohnt 
es sich, sich der Salamitaktik des  
Versicherers nicht zu beugen und 
Erstattungsansprüche offensiv zu  
verfolgen.

Rechtsanwältin Dr. Birgit Schröder, 
Fachanwältin für Medizinrecht, 
Hamburg

Mail: Kanzlei@dr-schroeder.com

Recht für Unternehmer
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Aktuelle Zinssätze

Für den Zeitraum 01.01.2011- 
30.06.2011: 
Basiszinssatz (§ 247 Abs. 1 BG) 0,12 % 
Zinssatz für Verbrauchergeschäfte 
(§ 288 Abs. 1 S. 2 BGB) 5,12 % 
Zinssatz für Handelsgeschäfte 
(§ 288 Abs. 2 BGB) 8,12 %
Quelle: www.basiszinssatz.info

Absage an Netzsperren im 
Kampf gegen Kinderporno-
grafie
Das Bundeskabinett hat am 
25.05.2011 einen Regierungsent-
wurf zur Aufhebung des Zugangs-
erschwerungsgesetzes beschlos-
sen. Die Bundesregierung setzt auf 
den Grundsatz „Löschen statt Sper-
ren“. Die Bundesregierung will in 
einem weiteren Schritt eine „Stiftung 
Datenschutz“ auf den Weg bringen. 
Die Stiftung soll Strategien zur Sen-
sibilisierung der Bürgerinnen und 
Bürger beim Umgang mit den eige-
nen persönlichen Daten entwerfen 
sowie Gütesiegel für Produkte und 
Dienstleistungen entwickeln. Da-
mit sollen neue Standards für siche-
re Internetangebote gesetzt und 
der Datenschutz in doppelter Hin-
sicht gefördert werden: Die Gütesie-
gel könnten für die Unternehmen ein 
echter Wettbewerbsvorteil sein, und 
Verbraucher könnten sich bewuss-
ter für ein hohes Datenschutzniveau  
entscheiden.

Die in den letzten Monaten inten-
sivierte Zusammenarbeit zwischen 
dem Bundeskriminalamt und den 
Beschwerdestellen der Internet-
wirtschaft hat zu diesen Ergebnissen  
geführt.

Der am 25.05.2011 beschlosse-
ne Regierungsentwurf enthält 
im Wesentlichen folgende 
Regelungen:
Aufhebung des Zugangserschwe-
rungsgesetzes (Artikel 1 des Geset-
zes zur Bekämpfung von Kinderpor-
nografie in Kommunikationsnetzen 
vom 18.02.2010), mit dem Internet-
zugangsprovider verpflichtet wur-
den, die Zugänge zu kinderporno-
grafischen Seiten auf Basis einer vom 
Bundeskriminalamt erstellten soge-
nannten „black list“ zu sperren, Fol-
geänderungen im Telekommunika-

tionsgesetz, Aufhebung der für das 
Verfahren der Zugangserschwerung 
vorgesehene Evaluierungs- und Be-
richtspflicht.

Quelle: http://www.juris.de

Zugang zum Notarberuf
Der EuGH hat entschieden, dass auch 
ausländischen Juristen in Deutschland 
der Notarberuf offen stehen muss. 
Im Gegensatz zu Belgien, Deutsch-
land, Griechenland, Frankreich, Lu-
xemburg und Österreich ist das Ge-
richt der Auffassung, dass mit den 
Tätigkeiten, die die Notare in den 
betreffenden Mitgliedstaaten der-
zeit ausüben, zwar im Allgemeininte-
resse liegende Ziele verfolgt werden, 
sie jedoch nicht mit der Ausübung 
öffentlicher Gewalt im Sinne des EG-
Vertrags verbunden sind. Nur dann, 
wenn „öffentliche Gewalt“ ausgeübt 
werde, sei es legitim, solche Ämter al-
lein mit Staatsbürgern des jeweiligen 
Landes zu besetzten.

EuGH, Urteile vom 24.05.2011 zu 
den Akz. C-47/08, C-50/08, C-51/08, 
C-53/08, C-54/08, C-61/08 und 
C-52/08

Keine doppelten GEZ-Gebüh-
ren bei gewerblich genutztem 
internetfähigen PC
Ein Freiberufler muss keine doppel-
ten Rundfunkgebühren zahlen, wenn 
er einen internetfähigen Computer 
gewerblich nutzt und auf demselben 
Grundstück bereits ein Rundfunk-
gerät zum Empfang bereithält. Dies 
entschied der Bayerische Verwal-
tungsgerichtshof  in München. Die 
Revision wurde zugelassen (Urteil 
vom 27.04.2011, Az.: 7 BV 10.443.

Urheberrecht in der EU soll 
modernisiert werden.
2009 wurden in den EU-Ländern 
118 Millionen gefälschte Artikel be-
schlagnahmt, von denen 18  % eine 
Gefahr für die öffentliche Gesund-
heit darstellten.  Mit einer koor-
dinierten Strategie will die EU die 
Rechte des geistigen Eigentums bes-
ser schützen und Nachahmern und 
Fälschern das Handwerk legen. Die 
Kommission schlägt vor, die Rechte 
des geistigen Eigentums in der EU zu 
modernisieren. Diese Rechte schüt-
zen literarische, musikalische und 

künstlerische Werke (Urheberrecht), 
Erfindungen (Patente) sowie Worte, 
Satzteile, Symbole und Designs (Mar-
ken). Folgende Maßnahmen sind ge-
plant :

- Schaffung eines einheitlichen Pa-
tentschutzes, sodass Erfinder nur ein-
mal einen Patentantrag stellen müss-
ten, der für die meisten EU-Länder 
gilt; dadurch werden Kosten und 
Verwaltungsaufwand reduziert.

- Schaffung eines moderneren Sys-
tems für den Markenschutz: ein-
facher, schneller, wirksamer und  
kohärenter.

- Vereinfachung des Zugangs zu ur-
heberrechtlich geschützten Werken, 
vor allem über das Internet und im 
Hinblick auf das Kulturerbe Europas. 

Quelle: http://ec.europa.eu/news/
business/110524_de.htm

Mehr Wettbewerb und Trans-
parenz für Telefon- und Inter-
netkunden
Bis zum 25.5.2011 mussten die neu-
en EU-Telekommunikationsvorschrif-
ten, mit denen mehr Wettbewerb in 
diesem Sektor und bessere Dienst-
leistungen für Kunden sichergestellt 
werden sollen, in nationales Recht 
umgesetzt sein - für EU-Bürger be-
deutet dies neue Rechte und Dienst-
leistungen bei Festnetz, Mobilfunk 
und Internet. So etwa das Recht für 
Kunden, den Telekommunikations-
betreiber innerhalb eines Tages oh-
ne Änderung der Telefonnummer 
wechseln zu können, der Anspruch 
auf klarere Informationen über die 
angebotenen Dienstleistungen und 
einen besseren Online-Datenschutz. 
Die verstärkten Aufsichtsrechte der 
EK und neue Regulierungsbefug-
nisse des Gremiums Europäischer 
Regulierungsstellen für elektroni-
sche Kommunikation werden mehr 
Rechtssicherheit schaffen und damit 
das Wachstum der Telekommuni-
kationsbetreiber in einem europa-
weiten Telekommunikationsbinnen-
markt fördern.

Quelle: http://www.europainfo.at/to-
pnews2.asp

News



Mittelstand und Recht 2/2011 31

Ständige Autoren:
•	 Andreas Albrecht, Fachanwalt für  

Steuerrecht, Hamburg

•	 Dr. Maren Augustin, Rechtsanwältin, Fach-

anwältin für Insolvenzrecht, Hamburg

•	 Harald Brennecke, Fachanwalt für  

Insolvenzrecht, Karlsruhe

•	 Peter Hesse, Rechtsanwalt, Fachanwalt für Miet- 

und Wohnungseigentumsrecht, Potsdam

•	 Cornelia Hübner, Fachanwältin für Handels- 

und Gesellschaftsrecht und Bank- und Kapital-

marktrecht, Karlsruhe

•	 Martin Kull, Rechtsanwalt, Baden Baden

•	 Christoph Lattreuter, Rechtsanwalt, Berlin

•	 Anja Uelhoff, Fachanwältin für Bank- und 

Kapitalmarktrecht, Hamburg

•	 Valeska Walter, Rechtsanwältin, Kiel

•	 Marc Wandersleben, Rechtsanwalt, Hannover

Herausgeber:
DMA Deutsche Mittelstandsakademie, ver-
treten durch die Deutsche Mittelstandsakade-
mie GbR Andreas Albrecht, Harald Brennecke, 
Cornelia Hübner, Martin Kull. Fechtstr. 4, 
76227 Karlsruhe, 
Tel.: 0721 – 941 54 55, Fax: 0721 – 941 54 54.  

Mail: info@s-dma.de

Redaktion:
Dr. Maren Augustin (VISDP) 

Stahltwiete 3, 22761 Hamburg, 

Tel.: 040 – 853 99 666,  

Fax: 040 – 853 99 661  

Mail: redaktion@mittelstand-und-recht.de 

Harald Brennecke / Anja Uelhoff

Verlag:
Verlag Mittelstand und Recht

Inhaber Harald Brennecke 

Fechtstr. 4, 76227 Karlsruhe. 

Mail: info@vmur.de

Copyright:
Mit Namen gekennzeichnete Beiträge stel-

len nicht unbedingt die Meinung der Re-

daktion dar. Für unverlangt eingesandte 

Manuskripte übernimmt der Verlag kei-

ne Haftung. Mit Annahme und Veröffent-

lichung erwirbt der Verlag alle Rechte an 

dem Manuskript, einschließlich des Rechts 

zur weiteren Vervielfältigung und gewerbli-

chen Zwecken. Die Zeitschrift und alle in ihr 

enthaltenen Beiträge und Abbildungen sind 

urheberrechtlich geschützt.

Grafikdesign, Layout und Satz: 
Sven Lorenz artwork & communication 

www.artwork.de · Tel. 0721-6259 79 22-2 

Turmbergstr. 4 · 76227 Karlsruhe. 

Mail:  

agentur@artwork.de · www.artwork.de

Druck:
WALTER Medien GmbH 

Raiffeisenstraße 49-55 

74336 Brackenheim 

info@walter.de · www.walter.de

Erscheinungsweise:
Vierteljährlich

Leser- und Abonnentenservice: 
Leserservice@mittelstand-und-recht.de

Werbung/Anzeigenservice: 
Anzeigen@mittelstand-und-recht.de  

Bezugspreis: Jahres-Abo 25,– €.

Mit freundlicher Unterstützung  
von Brennecke & Partner Rechtsanwälte

www.brennecke-partner.de  

Mail: info@brennecke-partner.de

ISSN 1865-598Xw

Impressum 

Klaus Eppele 
wurde 1959 in 
Heidelberg ge-
boren und lebt 
seit 1969 in Karls-
ruhe. Der Dip-
lom-Informatiker 
fotografiert seit 
seinem 16. Le-
bensjahr. Dabei 
konzentriert er 
sich nicht auf ein 

Themengebiet, sondern fotografiert, 
was ihm gefällt oder interessant er-
scheint. Sein Credo: „Meine Fotogra-
fien sollen Spaß machen und Freu-
de bringen und das Besondere und 
Schöne dieser Welt konservieren.“

Um auf die Schönheit alltäglicher 
Dinge aufmerksam zu  machen, ver-
fremdet Klaus Eppele seine Motive 
durch ungewöhnliche Perspektiven 
oder Bewegungsunschärfe oder er 
isoliert seine Objekte, indem er sie 
aus ihrer natürlichen Umgebung her-
ausnimmt, sie im Fotostudio ablichtet  
und danach wieder unversehrt in die 
Natur zurückgibt.

Anfang 2010 veranstaltete der Foto-
graf seine Erste von bisher fünf Foto-
ausstellungen bei der gleich 13 
Werke einen Abnehmer fanden. Au-
ßerdem nimmt Klaus Eppele gerne 
und erfolgreich an Fotowettbewer-
ben teil, was ihm in den letzten zwölf 

Der Künstler Klaus Eppele
Monaten über 20 Veröffentlichun-
gen in Fotozeitschriften, Kalendern 
oder Fotoausstellungen einbrachte.

Alle abgebildeten Motive stammen 
aus der Werkreihe „Buchenwald“.

Weitere Informationen unter  
www.foto.welcheinglueck.de.



Anzeige

Berater und Ideengeber fürs Kommunikationsmarketing

Kommunikation ist der Antrieb jeder Organisation und der Treibstoff 
für den Erfolg. Wer es versteht strategisch und im richtigen Ton zu 
kommunizieren wird den entscheidenten Vorsprung gewinnen.

headtricks – die trickreiche Art der Kommunikation!

www.headtricks.com

Die headtricks: 
•	 Interne Kommunikation
•	 Markenkommunikation
•	 Online- und Social-Network 

communication
•	 Corporate-Kommunikation

•	 B-to-B communication
•	 One-to-One communication
•	 Zielgruppen-Kommunikation
•	 Veränderungskommunikation
•	 Kommunikations-Strategien
•	 Kommunikations-Ideen

Go  headtricks!


